
N E U E D O K U M E N T E Z U R S U D E T E N K R I S I S 1 9 3 8 

Von Kurt Rabl 

Für das tschechische Volk hat das Jahr 1958 eine Reihe bedeutsamer Ge-
denktage gebracht. Vierzig Jahre vorher war die tschechoslowakische Re-
publik gegründet worden. Zwanzig Jahre vorher hatte sie ihre deutschen, 
magyarischen und polnischen Gebiete abtreten und der Slowakei und der 
Karpathen-Ukraine Autonomie zugestehen müssen. Zehn Jahre waren ver-
gangen, seitdem die Alleinherrschaft der kommunistischen Partei über den 
Staat, der die Karpathen-Ukraine an die Sowjetunion verloren hatte, des-
sen frühere Grenze gegen Ungarn und Polen hingegen wiederhergestellt 
worden war und der auch das sudetendeutsche Gebiet wieder als das seine 
betrachtete, auch nach außen eindeutig sichtbar aufgerichtet worden war. 

Was die Ereignisse des Jahres 1938 betrifft, so ist der zeitgeschichtlichen 
Forschung gelungen, ihre Hauptlinien deutlich zu machen. Keine Einigkeit 
besteht über ihre historisch-politische Bewertung, und auch manche Einzel-
heit erscheint noch klärungsbedürftig. Dies gilt auch von den Geschehnissen, 
die mit der Abtretung der sudetendeutschen Gebiete zusammenhängen. Zwei 
Quellensammlungen, die 1958 von tschechischer Seite hierzu vorgelegt wor-
den sind, zeigen diese Problematik. Indem sie sich anheischig machen, bis-
her unbekannte bedeutsame Tatsachen aufzudecken, bemühen sie sich zu-
gleich, den Gesamtablauf der Ereignisse in einem bestimmten Licht erschei-
nen zu lassen. 

Die eine dieser Sammlungen trägt den Titel „München in Dokumenten"; 
sie ist im „Staatsverlag für politisches Schrifttum" erschienen1. Ihr erster 
Band steht unter der Überschrift „Der Verrat der Westmächte an der Tsche-
choslowakei" ; als Herausgeber zeichnet das staatliche „Institut für inter-
nationale Politik und Wirtschaft" in Prag. Die Arbeit kann am besten mit 
den Worten des Schriftleiters, VI. S o j á k, gekennzeichnet werden, die er 
dem Band vorangestellt hat2: 

„ . . . Der Grundzug der Entwicklung, die nach München geführt hat, lag 
im Anwachsen der Angriffslust des nazistischen Hitler-Deutschland. Der 
deutsche Nazismus wurde von Anfang an von den übrigen Imperialisten 
unterstützt, die annahmen, daß er sich schließlich gegen die Sowjetunion 
wenden und auf diese Weise den Wunsch erfüllen werde, der seitens der 

1 Mnichov v dokumentech, Prag 1958. 
2 a. a. O. Bd. 1, S. 7 f. und 11. 
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Imperialisten bereits seit der Großen Oktoberrevolution gehegt wurde, 
nämlich die Vernichtung des ersten sozialistischen Staates der Wel t . . . 
Angesichts dieser internationalen Entwicklung war umso dringender von 
Nöten, daß sich die Tschechoslowakei . . . auf diejenigen Kräfte stützte, 
auf die sie sich im Kampf gegen die wachsende Gefahr eines nazistischen 
Angriffs verlassen konnte. Das wäre allein durch die Verbindung aller 
demokratischen Kräfte im Inneren des Staates und in außenpolitischer 
Hinsicht durch die Vertiefung der Beziehungen zur Sowjetunion möglich 
gewesen, die sich als einzig tatkräftige Verfechterin der Errichtung 
eines kollektiven Sicherheitssystems erwiesen hatte . . . In der Tschecho-
slowakei herrschte jedoch die Bourgeoisie, die . . . ebenso wie die Bour-
geoisie der übrigen Länder fürchtete, daß ein entschiedenes Vorgehen 
gegen den faschistischen Angreifer . . . den Kapitalismus als Ganzes 
schwächen werde . . . Die Münchner Ereignisse waren die notwendige 
Folge der Politik der bourgeoisen Regierungen Großbritanniens, Frank-
reichs und der Vereinigten Staaten. Diese Entwicklung ist einer der ein-
drucksvollsten Beweise dafür, wie die Bourgeoisie im Zeitalter des Im-
perialismus und angesichts der Teilung der Welt in zwei gesellschaft-
liche Systeme sowohl im Inneren der einzelnen Staaten wie auch im inter-
nationalen Leben eine immer reaktionärere Rolle spielt . . . Die fort-
schrittlichen Kräfte, an der Spitze die kommunistischen Parteien, haben 
diese reaktionäre Zielsetzung des Kapitalismus entlarvt und gegen sie 
gekämpft. . . Die hauptsächlichen Züge, Ursachen und Abläufe der nach 
München führenden Entwicklung und den Kampf der fortschrittlichen 
Kräfte gegen sie dokumentarisch festzuhalten, ist das Ziel dieser Samm-
lung . . . Sicherlich werden diese Urkunden eindringlich zur heutigen Welt 
sprechen, da sie aufs neue vor der sich ausbreitenden Gefahr einer Kriegs-
drohung steht und in der Bundesrepublik Deutschland mit Unterstützung 
der Westmächte und im Bündnis mit ihnen gerade diejenigen reaktionä-
ren Kräfte sich erneuern und immer angriffslustiger hervortreten, die aus 
den gleichen Wurzeln des Militarismus und Revanchismus erwachsen 
sind und an die gleichen Traditionen anknüpfen, die vor zwanzig Jahren 
nach München geführt haben." 

Der zweite Band der Veröffentlichung betitelt sich „Der Verrat der tsche-
chischen und slowakischen Bourgeoisie am tschechoslowakischen Volk" — 
eine auffallende Wortfügung insoweit, als damit offenbar angedeutet wer-
den soll, daß nur die „Bourgeoisie" beider Völker national getrennt, die 
nicht zur „Bourgeoisie" gehörenden Kreise der Staatsbevölkerung hingegen 
national einheitlich im Sinn der von tschechischer und slowakisch-protestan-
tischer Seite befürworteten Mischkonstruktion des „Tschechoslowakismus" 
seien. Herausgeber ist der „Hauptausschuß der kommunistischen Partei 
beim Innenministerium (sie) in Zusammenarbeit mit der Archiwerwaltung 
des Innenministeriums", während die Schriftleitung in Händen eines drei-
köpfigen Arbeitsausschusses lag, dem eine „Ideologische Kommission" in 
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Stärke von zwölf Köpfen an die Seite gestellt war. In der Vorrede heißt es 
u. a.s: 

„. . . Heute planen die Imperialisten etwas Ähnliches wie München für 
viele Völker und Länder. Der strategische Plan . . . ähnelt demjenigen, 
der vor Jahren ausgeführt wurde: Unterstützung und Einigung aller rück-
schrittlichen Kräfte . . . Es ist nicht schwer, sich die Niederlage vorzu-
stellen, der die heutigen Verfechter des Geistes von München entgegen-
gehen, besonders da gegen alle Versuche, diesen Geist von neuem zu 
beschwören . . . , das sozialistische Lager auf der Wacht steht, geführt von 
der Sowjetunion und der mächtigen chinesischen Volksrepublik . . . Die 
Macht der Arbeiterklasse in unserem Lande und das Eingefügtsein der 
volksdemokratischen Tschechoslowakei in das sozialistische Friedens-
lager sind die sichersten Garantien dafür, daß ein München sich in unserer 
Geschichte nie wiederholt." 

Eine weitere Veröffentlichung ist gemeinsam von den Außenministerien 
der Sowjetunion und der Tschechoslowakei vorgelegt worden. Unter dem 
Titel „New documents on the history of Munich"4 bringt sie z. T. bisher 
unveröffentlichte Urkunden insbesondere auch aus sowjetrussischen Archi-
ven; ihre Aufgabe ist es — so das Vorwort5 — „die bourgeoisen Verdrehun-
gen der Geschichte von München zu entlarven und den . . . überzeugenden 
Beweis dafür anzutreten, daß die Sowjetunion der einzig treue Freund des 
tschechoslowakischen Volkes während der tragischen Münchner Tage ge-
wesen ist . . ." Auch hier wird die „bourgeoise tschechoslowakische Regie-
rung", die ausschließlich in Rücksicht auf „ihre engen Klasseninteressen 
gehandelt" habe, beschuldigt, dem uneigennützig dargebotenen sowjet-
russischen Hilfsangebot die „schändliche Aufopferung der nationalen Inter-
essen des Staates vorgezogen" zu haben. 

Veröffentlichungen, die mit wissenschaftlichem Anspruch auftreten, sich 
gleichzeitig jedoch in so deutlicher Weise zu einer, notwendigerweise jen-
seits der gängigen wissenschaftlichen Bewertungsrichtlinien liegenden Ziel-
setzung bekennen, sind mit Zurückhaltung aufzunehmen und auszuwerten. 
Die dargebotenen Urkunden sind daher nach Form und Inhalt sorgsam dar-
aufhin zu prüfen, ob und wie sie zu dem Bild passen, das man sich bisher auf 
Grund bekannter, historiographisch-methodisch einwandfreier Materialien 
hat machen können. Bringen sie wesentliche Änderungen, muß die Frage 
nach ihrer Glaubwürdigkeit aufgeworfen werden; solange freier Forschung 
die archivalische Nachprüfung unmöglich ist, wird diese Frage nicht eindeu-
tig, sondern nur in einem mehr oder minder großen Wahrscheinlichkeitsgrad 
unter genauer Abwägung aller, aus bisheriger Urkunden- und Personen-

• a. a. O. S. 9 ff. 
4 Prag 1958 (Orbis). 
» a. a. O. S. 5. 
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kenntni s erfließende n Gesichtspunkt e zu entscheide n sein. Abgesehen davon 
ist das Augenmer k darau f zu richten , ob einzeln e Stück e unte r Berücksichti -
gung des Standpunkte s der Herausgebe r bzw. ihre r Auftraggeber glaub-
würdig erscheinen . Da s ist eine zweite Frage ; ihre sorgsame Behandlun g 
kan n die Forschun g im Einzelfal l ebenfall s weiterführen . 

Mi t diesen Einschränkunge n seien im Nachfolgende n einige Einzelfrage n 
behandelt , zu dene n die erwähnte n Sammlunge n in der Tat neue s Materia l 
darzubiete n scheinen . 

* 
Im Ablauf der diplomatische n Ereignisse von 1938 bildet die sog. „Mai -

Krisis" eine n Wendepunkt . Die Bedeutsamkei t dieses Ereignisses kan n u. a. 
aus dem Vergleich zwischen zwei Äußerunge n Hitler s abgeleite t werden . 
Hie ß es im „Entwur f für eine neu e Weisung Grü n (Übergang) " vom 20. Mai 6 

noch : 
„Es liegt nich t in meine r Absicht, die Tschechoslowake i ohn e Heraus -

forderun g schon in nächste r Zei t durc h eine militärisch e Aktion zu zer-
schlagen — es sei denn , daß eine unabwendbar e Entwicklun g der politi -
schen Verhältniss e innerhal b der Tschechoslowake i dazu zwingt ode r die 
politische n Ereignisse in Europ a eine besonder s günstige ode r vielleicht 
nie wiederkehrend e Gelegenhei t dazu schaffen", 

so wird zehn Tage späte r gesagt7: 
„Es ist mein unabänderliche r Entschluß , die Tschechoslowake i in abseh-

bare r Zei t durc h eine militärisch e Aktion zu zerschlagen. " 
Dazwische n liegt die in der Nach t vom 20. zum 21. Ma i vom tschecho -

slowakischen Nationalverteidigungsministeriu m angeordnet e „Einberufun g 
eine s Jahrgang s der Reserve un d Ersatzreserve , ergänz t durc h Angehörige 
der Spezialwaffen, zu eine r außerordentliche n Übung" 8, wodurc h etwa 
180 000 Man n zusätzlich zu den bestehende n Verbände n des stehende n 
Heere s unte r Waffen gerufen wurden 9. Tschechischerseit s ist diese Maß -
nahm e mit angebliche n deutsche n Truppenkonzentratione n begründe t wor-
den . Deutscherseit s wurde sofort entschiede n abgestritten , daß derartig e 
Maßnahme n erfolgt seien. Beweise für die Richtigkei t der damalige n tsche -
chische n Behauptunge n liegen bis heut e nich t vor; da es sich um die feld-
marschmäßig e Bewegung vieler Tausender , meh r ode r minde r kurzfristig 
zu diesem Zweck einberufene r Soldate n gehandel t habe n würde , müßte n 
inzwischen zumindes t von einem der damal s beteiligte n Soldate n ode r Offi-
zier — sei es auf Grun d eigener Darstellun g ode r auf Grun d von Befragun-

6 ADAP, Reihe D Bd. 2, Baden-Bade n 1950, S. 237 (Anlage zu Nr . 175). 
7 Denkschrif t „Zweifrontenkrie g mit Schwerpunk t Südost — Aufmarsch Grün " vom 

30. Mai 1938 — ADAP a. a. O. S. 282 (Anlage zu Nr . 221). 
8 Wortlau t der amtliche n Bekanntmachun g vgl. Chr . Sigl, Quellen und Dokument e 

— ein Tatsachenberich t über die Lage im sudetendeutsche n Gebie t und die Ent -
wicklung der tschechoslowakische n Innenpoliti k vom 24. April bis zum 12. Jun i 
1938, Wien 1938, S. 36. 

1 Vgl. B. Čelovský, Das Münchne r Abkommen 1938, Stuttgar t 1958, S. 209 Anm. 2. 
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gen (etwa im Zusammenhan g mit dem Nürnberge r Verfahren gegen die 
Hauptkriegsverbrecher ) — irgendwelch e Bericht e darübe r zum Vorschein 
gekomme n sein. Da das nich t der Fal l ist, kan n angenomme n werden , daß 
die damalige n tschechische n Behauptunge n in der Ta t grundlo s sind — 
vielleicht sind sie sogar vom tschechische n Generalsta b „fabriziert " worden 1 0. 
Dennoc h wird von VI. Soják in seinem Vorwort zum ersten Band der ein-
gangs erwähnte n Urkundensammlun g die Richtigkei t dieser Behauptunge n 
unterstellt ; die Haltun g der Westmächt e hab e „di e Angriffslust Hitler -
Deutschland s aufgestachelt , die militärisc h im sog. Plan Grün , praktisc h be-
reit s in den deutsche n Militärmaßnahme n im Ma i 1938 Ausdruck gefunden " 
hab e ". 

Angesicht s dessen ist bemerkenswert , daß — abgesehen von zwei, aus 
dem April 1938 datierte n Stücken , von dene n nu r eine s handgreiflich e mili-
tärtechnisch e Informatione n (Transpor t von Kriegsmateria l in sieben Eisen-
bahnwaggons ) gibt — die Sammlun g nu r ein einziges kurze s Stück enthält , 
das von konkrete n tschechische n Wahrnehmunge n über deutsch e militärisch e 
Maßnahme n berichtet . Es handel t sich um eine Meldun g des Korps-Kom -
mando s I (Pilsen ) vom 13. Ma i (!) an das Verteidigungsministerium , die auf 
einer , durc h das Gendarmerie-Posten-Kommand o Klatta u (Böhmerwald ) dem 
Korps-Kommand o weitergegebene n Meldun g der Zollgrenzwach e Grafen -
ried beruht . Diese besagt, daß im nordostbayerische n Grenzgebie t Wald-
münche n „befindlich e Unterständ e am 11. ds. nachmittag s un d abend s von 
feldmarschmäßi g ausgerüstete n Truppe n (Stahlhelm , Maschinengewehr e 
usw.) besetzt gewesen seien. Die Truppe n hatte n auf Lkw. verladen e Feld -
küche n bei sich un d kochte n im Wald ab." Es handel t sich nich t um eigene 
Wahrnehmunge n der tschechische n Grenzbeamten , sonder n offenbar um die 
Meldun g eine s V-Mannes , den n der kurze Berich t schließt : „Dies e Nachrich t 
wurde glaubhaft übermittel t un d ist bestimm t zutreffend" 12. 

Hingege n ist in der Sammlun g eine „Niederschrift " über die außerordent -
liche Regierungssitzun g vom 20. Ma i abgedruckt , auf der die tschechische n 

10 Diese Vermutun g spricht der britische Militärattach e in Prag in seinem Bericht vom 
27. Okt. 1938 aus — Nachw . vgl. R. G. D. Laffan, The crisis over Czechoslovakia , 
in: Survey on internationa l affairs 1938, Bd. 2, Londo n 1951 S. 124 Anm. 2 a. E. 
Gena u so Samue l Hoare , Nin e trouble d years, dtsch. Ausg., Düsseldor f 1955, S. 276. 
Vgl. jedoch die unkritisch e und unbelegt e Übernahm e der tschechische n Behaup -
tungen bei A. Bullock, Hitle r (dtsch . Ausg.), 5. Aufl., Düsseldor f 1957, S. 446, wo 
auch von einem „Kriegsrat " zwischen Hitle r und Henlei n am 22. Mai 1938 in 
Berchtesgade n die Rede ist, auf dem man sich entschlosse n habe, „zum Rückzug 
zu blasen". Von dieser Besprechun g weiß z. B. Čelovský (a. a. O. S. 209 ff., 214 ff.) 
nicht s zu berichten ; er äußer t sich sogar in dem Sinn, daß „die tschechoslowakisch e 
Generalität " möglicherweise versucnt habe, „ein e energische Entscheidun g her-
beizuführen , wobei sie mit der Unterstützun g bestimmte r französische r Militär— 
kreise rechnete " (a. a. O. S. 213). 

11 a. a. O. S. 9. 
1S a. a. O. Bd. 2 S. 44. 
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Mobilmachungsmaßnahmen beschlossen wurden18. Sie lautet in vollem Wort-
laut folgendermaßen: 

„Der Herr Ministerpräsident gab vertrauliche militärische Informa-
tionen bekannt, die zur Einberufung dieser Sitzung geführt haben. 

Er hob hervor, daß man sich in höchst verantwortungsschwerer Lage 
befinde. Von den vorliegenden Nachrichten wurden alle beteiligten Re-
gierungen, vor allem auch die deutsche, unverzüglich verständigt; diese 
habe jedoch durch den Mund ihres Gesandten in Prag wie auch durch den 
Mund ihres Unterstaatssekretärs gegenüber unserem Gesandten in Ber-
lin, Dr. Mastný, kategorisch erklärt, daß Truppenkonzentrationen im 
deutschen Grenzgebiet nicht gegen unsere Republik gerichtet seien; alle 
derartigen Gerüchte seien unsinnig. 

Der Außenminister bemerkte, daß deutscherseits Truppenkonzentra-
tionen an der Nordgrenze nicht geleugnet würden, Truppenkonzentra-
tionen anderwärts hingegen wohl und daß man kategorisch in Abrede 
stelle, daß diese Maßnahmen gegen uns gerichtet seien. 

Der Ministerpräsident erklärte, daß es im Hinblick auf diese kategori-
schen deutschen Erklärungen unangemessen und gefährlich sei, § 27 des 
Wehrgesetzes anzuwenden und fünf Jahrgänge einzuberufen; dadurch 
könne auf neutraler und auch auf englischer Seite der Glaube entstehen, 
daß die deutsche Regierung keinerlei militärische Maßnahmen treffe, 
die tschechoslowakische Republik hingegen aggressiv vorgehe. Dies könne 
uns Sympathien kosten, die für uns lebenswichtig seien. 

Der vom Verteidigungsminister im Einvernehmen mit dem Innenmini-
ster gestellte Antrag sei daher alles andere als maximalistisch; er ziele 
noch nicht einmal auf die Einberufung dreier Jahrgänge, sondern lediglich 
auf die Einberufung eines einzigen Jahrgangs sowie der dazu gehörigen 
technischen Spezialabteilungen. Eine solche Maßnahme sei zwar nicht 
erschöpfend (úplné), könne aber insbesondere dadurch, daß der Armee 
die erforderlichen Spezialabteilungen zur Verfügung gestellt werden, 
zum gewünschten Ergebnis führen und propagandistisch nicht gegen uns 
ausgenützt werden. Wahrscheinlich werde es gelingen, London davon zu 
überzeugen, daß es sich um eine sehr zurückhaltende Maßnahme handle, 
die in keiner Weise so weit geht wie das, was möglicherweise jenseits 
unserer Grenzen geschieht. Dem Ausland gegenüber sei insbesondere zu 
betonen, daß es sich um die Unterweisung im Gebrauch neuer Waffen 
handle, wie dies auch in Polen und Ungarn laufend geschehe. Es handle 
sich um eine unmittelbar erforderliche Mindestmaßnahme. 

Der Präsident der Republik sei zwar davon überzeugt, daß es nicht 
nötig sein werde, tatsächlich von ihr Gebrauch zu machen; die verant-
wortliche Regierung könne indes nicht umhin, anzuordnen, was die Mili-
tärverwaltung als Mindesterfordernis halte. Der Präsident der Republik 
sei der Anschauung — die der Ministerpräsident teile —, daß Deutsch-

13 a. a. O. Bd. 2 S. 45 ff. 
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land angesicht s der unmißverständliche n un d in unsere m Sinn günstigen 
Interventio n England s keine n Angriff auf un s plane . Dennoc h sei erforder -
lich — auch wenn es sich nu r um eine 1-prozentig e Gefah r handl e —, 
das Erforderliche , jedoch nich t meh r als dies zu veranlassen . Die kate -
gorischen deutsche n Erklärunge n müßte n in Rechnun g gestellt werden . 

Die Maßnahm e sei auch im Hinblic k auf die innere n Verhältniss e zu 
begründen , da sich in Prag , Brun n un d andersw o Zwischenfäll e ereigne t 
hätte n un d sich die Regierun g nich t der Beschuldigun g aussetze n könne , 
daß sie die zur Aufrechterhaltun g der öffentliche n Ruh e erforderliche n 
Maßnahme n nich t ergreife. 

Hierau f verliest der Verteidigungsministe r den im Protokol l A ent -
haltene n Entwur f des Regierungsbeschlusses , der nach einigen Ergänzun -
gen, ggf. stilistischer Überarbeitun g einstimmi g gebilligt wird. 

De r Ministerpräsiden t wiederholt , daß nach Meinun g des Präsidente n 
der Republi k un d nach seiner eigenen Meinun g von eine r unmittelba r 
drohende n Gefah r nich t die Red e sein könne ; vielleicht handl e es sich um 
eine Demonstratio n gelegentlich der Wahlen . Deutschlan d hab e kein e 
Lust — un d nach der englischen Demarch e wohl auch nich t genügen d 
Kraft — zu einem größere n Konflikt . Wir müßte n un s natürlic h der Lage 
bewußt sein, in der sich der Staa t befinde , den n wir befände n un s in 
einem Geschichtsabschnitt , wo wir ohn e dieses dauernd e Bewußtsein die 
Krisis nich t überwinde n könnten . Die Regierun g unternehm e alles, um 
diese Krisis zu überwinde n un d sei sich ihre r Verantwortun g bewußt . 
Sie erfülle ihre Pflicht un d sei im Einvernehme n mit dem Präsidente n der 
Republi k davon überzeugt , daß wir die Zeite n meister n würden. " 

Die Frag e stellt sich, was von diesem Wortlau t zu halte n ist. Ein Hinweis , 
aus dem zwingend auf seine Unechthei t geschlossen werden müßte , ist nich t 
zu finden . Er stimm t in großen Zügen mit dem bisher bekannte n Bild der 
Ereignisse , mit der Rundfunkred e des Ministerpräsidente n un d dem draht -
lichen Zirkularerla ß des Außenminister s vom gleichen Tag 1 4 überein . Er 
stellt darübe r hinau s jedoch klar: 

1. die Regierun g ist über die deutsche n Zusicherungen , wonac h überhaup t 
kein e Truppenkonzentratione n an der tschechoslowakische n Grenz e statt -
gefunden hätte n ode r stattfänden , unrichti g unterrichte t worden ; 

2. weder der Staatspräsident 15 noc h der Ministerpräsiden t glaubten im 
damalige n Zeitpunk t an eine akut e militärisch e Gefährdun g der Tschecho -
slowakei; 

3. hingegen trit t die innenpolitisch e Zielrichtun g der Maßnahm e sowohl 
dadurc h hervor , daß sie auf eine m gemeinsame n Vorschlag des Verteidi -
gungs- un d des Innenministerium s beruht , wie auch durc h den ausdrück -

14 Ausführt. Auszug aus der Rundfunkansprach e d. Ministerpräs . vgl. Sigl a. a. O. 
47f.; Wortlau t des Erl. d. Außenmin . vgl. F. Berber (Hrsg.) , Europäisch e Politik 
1933—38 im Spiegel der Prager Akten, Essen 1941, S. 106 (Nr . 125). 

15 Der offenbar nicht anwesend war — unrichti g wohl Čelovský a. a. O. S. 211. 
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liehen Hinweis des Ministerpräsidenten auf „Zwischenfälle in Prag, Brunn 
und anderswo." 

Um was es sich dabei handelt, erfährt man — wenn auch nur undeutlich — 
aus der Rede, die Staatspräsident Beneš am 21. Mai in Tábor gehalten hat 
und in der es u. a. heißt18: 

„. . . I n den letzten Wochen ist es auf verschiedenen Seiten zu recht 
zahlreichen Fällen von Unruhen und Verletzung der Autorität der 
politischen und polizeilichen Behörden gekommen. Es sind auch Fälle 
politischen, parteilichen und nationalen Druckes zu verzeichnen gewesen. 
Dies hatte Erregung und Spannung in der Öffentlichkeit zur Folge . . . " 

Greifbarer wird das Bild, wenn die Protokolle über einzelne Fälle heran-
gezogen werden, die — soweit sie Vorkommnisse ab 20. Mai betreffen — 
dem Ministerpräsidenten am 23. Mai von deutscher Seite mit der Bitte um 
Untersuchung und Bestrafung der Täter vorgelegt worden sind, ohne daß 
es dazu gekommen zu sein scheint; eine Reihe stichwortartig gekürzter 
Inhaltsangaben solcher Protokolle liegen vor17 und geben einen Begriff von 
der nervösen Erregung auf tschechischer Seite, die sich den Sudetendeut-
schen gegenüber in Gewalttaten von Soldaten und Zivilpersonen sowie in 
anderen rechtswidrigen Handlungen (Preßdelikte, Verweigerung behörd-
lichen Schutzes) Luft machte. Hier dürften die Ereignisse der Jahre 1945/46 
ihre historischen Wurzeln und psychologischen Vorbilder haben. 

In diesem Zusammenhang ist auch am Platze, auf den Bericht des tschecho-
slowakischen Gesandten in Paris, Osuský, vom 22. Mai zurückzukommen, 
der bereits 1941 von deutscher Seite teilweise veröffentlicht worden ist17". 
Danach hat der tschechoslowakische Diplomat dem französischen Außen-
minister auf eine diesbezügliche Frage ausdrücklich erklärt, „daß es nicht 
um eine Mobilisierung, sondern nur um die vorzeitige Einberufung zu einer 
Übung . . . zum Zweck der Aufrechterhaltung der Ordnung in der Wahlzeit 
gehe". Es handelte sich — und erst von hier aus gewinnen die vom Staats-
präsidenten in vorsichtiger Form gerügten Mißstände ihre volle Bedeutung 
— um die endliche Abhaltung der seit langem fälligen und mehrmals ver-
schobenen Gemeindewahlen, die nunmehr am 22. und 29. Mai sowie am 
12. Juni 1938 stattfanden. Es waren die letzten freien Wahlen in der Tsche-
choslowakei, denn seither haben in diesem Lande weder vor noch nach 1945 
freie Wahlen durchgeführt werden können18. Sie ergaben auf deutscher Seite 
eine rd. 90°/oigeÜberlegenheit der „Sudetendeutschen Partei". Dieses Ergeb-

16 Auszug bei Sigl a. a. O. S. 34. 
"Vgl. Sigla. a. O. S. 26 ff. 
"a Vgl. Berber a. a. O. S. 106 f. (Nr. 126). Ein weiterer Teil dieses Berichts findet sich 

in Bd. 1 S. 53 f. sowie in New Documents a. a. O. S. 37 f. (an der ersten Stelle ohne, 
an der zweiten Stelle hingegen mit einem Hinweis darauf, daß auch der neue, 
erweiterte Abdruck noch unvollständig ist). 

18 Einzelheiten vgl. Rabl, Die Verfassungsentwicklung der Tschechoslowakei seit 
1944/45, in: Jahrb. des öffentlichen Rechts, n. F. Bd. 8, Tübingen 1960, S. 293 ff., 
insbes. S. 334 f. 
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nis ha t in eine r maßgebende n tschechische n politisdie n Tageszeitung , dem 
Organ des Stellvertretende n Ministerpräsidente n Bechyně , der in Pilsen 
erscheinende n „Nov á Doba " folgenden Kommenta r gefunden 18a: 

„. . . Die letzte n Maßnahme n im Grenzgebie t erfolgten zu spät — erst 
am letzte n Tag vor den Wahlen . H ä t t e s i c h d i e R e g i e r u n g 
d r e i W o c h e n v o r h e r z u d i e s e n M a ß n a h m e n e n t -
s c h l o s s e n , so w ä r e d a s E r g e b n i s d e r G e m e i n d e -
w a h l e n b e s t i m m t g a n z a n d e r s . " 

Worum es sich für die Regierun g gehandel t zu habe n scheint , war der 
Versuch der Beeinflussun g dieser Wahlergebniss e einerseit s durc h ver-
fassungswidrige 1 9 Zurschaustellun g staatlich-militärische r Machtmittel , 
andererseit s durc h die Duldun g un d (zufolge der Mobilisierung ) Ermög -
lichun g von Rechtsübergriffe n gegenübe r der Mehrhei t der sudetendeut -
schen Bevölkerung , die der Sudetendeutsche n Parte i Gefolgschaf t leistet e — 
Rechtsübergriffe , die die Tenden z zur kollektiven Massenhaftigkei t zeigten . 
Diese r Versuch, dem Staatsgedanke n sozusagen in letzte r Stund e mit Ge -
waltmittel n Gefolgschaf t zu erzwingen , ist — wie die Wahlergebniss e zei-
gen — mißlungen . Freilic h dürft e in diesen Bestrebunge n auch das in der 
tschechoslowakische n Armee vorhanden e „allgemein e Verlangen nach end-
gültiger Bereinigun g — un d sei es um den Prei s des Krieges"2 0 lebendi g 
geworden sein. 

Wie imme r dem sei: die Ereignisse — un d als ihr Spiegel jenes, un s neu 
erschlossen e Protokol l der außerordentliche n Regierungssitzun g — lassen 
erkennen , daß (ma n wird dies ausspreche n dürfen , ohn e sich dem nahe -
liegende n Vorwurf der Einseitigkei t auszusetzen ) auch die tschechisch e Seite 
in dem sich entfaltende n Kamp f um die Behauptun g des Staate s innerhal b 
seiner , dem Selbstbestimmungsrech t der Völker widerstreitende n Grenze n 
in der Wahl ihre r Mitte l nich t imme r wählerisch war. 

JS 

Ein zweiter Punkt , der durc h die von tschechische r Seite neuerding s vor-
gelegten Akten möglicherweis e erhell t wird, betrifft die unmittelbar e Vor-
geschicht e des für die Neufestsetzun g der sudetendeutsche n Grenz e maß -

isa Nová Doba v. 24. Mai 1938 (Hervorhebun g nicht im Original) — Nachw . vgl. Sigl 
a. a. O. S. 49. 

19 über die Verfassungswidrigkeit der Mobilisationsmaßnahme n ausführlich Sigl 
a. a. O. S. 37 ff. Richtigstellungen , die jedoch am Ergebnis seiner Ausführungen 
nicht s ändern : a) obwohl die Verlautbarun g des Verteidigungsministerium s dar-
über nicht s sagte, lag ein Mobilisationsbeschlu ß der Gesamtregierun g vor; b) die 
Wirksamkeit der Reg.-Vdg. Nr . 270/36 über die staatlich e Sicherheitswach e war 
gem. §55 der Verf.-Urkund e am Tag des Außerkrafttreten s des zugrundeliegende n 
Gesetze s Nr . 109/34 über die außerordentlich e Verordnungsgewal t (30. Jun i 1937) 
erloschen ; es gab gerade nach § 55 k e i n e „selbständigen " (d. h. gesetzesunab-
hängigen) Verordnungen. ' 

20 So der Bericht der Ortskommandantu r Miroschowit z (bei Rata j a. d. Sazawa) an 
die Kommandantu r Laun v. 30. Mai 1938 — a. a. O. Bd. 2 S. 53 f. 

320 



gebende n britisch-französisch-tschechoslowakische n Notenwechsel s vom 
19./21 . Septembe r 1938. Bekanntlic h war am 19. Septembe r die anglofran -
zösische Not e ergangen , durc h welche die Tschechoslowake i aufgeforder t 
wurde , die Gebiet e mit meh r als 50°/o deutsche r Bevölkerun g abzutreten . 
Die Tschechoslowake i hatt e — nachde m ein zunächs t gemachte r Vorschlag, 
die Sache unte r Anwendun g des deutsch-tschechoslowakische n Locarno -
Schiedsvertrage s vom 16. Oktobe r 1925 zu behandeln , von den Westmächte n 
abgelehn t worden war — sich durc h eine Not e vom 21. Septembe r 1938 zur 
Abtretun g der sudetendeutsche n Gebiet e berei t erklärt . In dieser Not e heiß t 
es u. a. 21, die tschechoslowakisch e Regierun g „stell t mit Bedauer n fest, daß 
diese Vorschläge (d. h. die anglofranzösische n Vorschläge vom 19. Septem -
ber) ohn e vorgängige Fühlungnahm e (consultation ) mi t ihr ausgearbeite t 
worden seien". 

Aus dieser Wortfügun g ha t die tschechoslowakisch e Exilregierun g wäh-
ren d des Zweite n Weltkrieges die Behauptun g abgeleitet , daß dieser Noten -
austausch , der die Verwirklichun g des Selbstbestimmungsrecht s der Völker 
für den sudetendeutsche n Fal l mit zwanzigjähriger Verspätun g zum Zie l 
hatte , nichti g sei. Als Begründun g wurde angeführt , daß dem tschechoslowa -
kischen Staa t un d seine r Regierun g „alle s seit dem 19. Septembe r 1938 
Geschehene.. . durc h Drohungen , Terro r un d Gewal t abgepreß t worden " sei 22. 

Ohn e auf die — strittige — Frag e einzugehen , ob Zwan g gegen eine n 
Staa t das sich darau s ergebend e Abkomme n völkerrechtlic h unverbindlic h 
werden läßt , ist die tatsächlich e Richtigkei t dieser tschechische n Behauptun g 
zu prüfen . Zweifel hiera n konnte n sich bereit s an Han d des Protokoll s über 
die anglofranzösische n Besprechunge n in Londo n am 18. Septembe r 1938 
einstellen . Aus ihm 2 3 erfuh r ma n nämlich , daßDaladie r auf eine Frag e Cham -
berlains , ob ma n französischerseit s etwas über die Haltun g der tschecho -
slowakischen Regierun g sagen könne , erwider t hat , daß diese „eine n sol-
chen Vorschlag vermutlic h annehme n dürfte " (migh t agree to such a propo -
sal). Die Frag e liegt nahe , wie Daladie r zu eine r solchen weitgehende n Er-
klärun g komme n konnte . In der Ta t ha t er sie nich t ohn e guten Grun d ab-
gegeben. 

Bereit s im Herbs t 1938 wurde n in Frankreic h Gerücht e verbreitet , wonac h 
die Lösun g der sudetendeutsche n Frag e durc h Grenzveränderun g ursprüng -
lich nich t von anglofranzösische r Seite gefordert , sonder n von tschechische r 
Seite angebote n worden sei. Dabe i wurde vor allem ein Gespräc h erwähnt , 
das Staatspräsiden t Beneš am 16. ode r 17. Septembe r 1938 mit dem damali -
gen französische n Gesandte n in Prag, Delacroix , geführt hatte . Beneš wandt e 

21 Wortl. vgl. H. Ripka, Munic h before and after, Privatdruck , Londo n 1939, S. 84f.; 
ferner auch in der Zeitschr . f. ausländ , öffentl. Recht und Völkerrecht , Bd. 12 S. 93. 

22 So die von Dr. Beneš „bereit s nach dem 15. März 1939" formuliert e „Rechtskon -
zeption zur Erneuerun g der Tschechoslowake i mit militärische n und politische n 
Mittel n auf französische m und britischem Boden" — wörtl. Nachdruc k in: Beneš, 
Pamět i (Erinnerungen) , Prag 1947, S. 156 f. 

2 3 Es ist abgedruckt in: Docs . on brit. for. pol., Reihe 3, Bd. 2, Londo n 1951, S. 373 ff. 
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sich in einem persönliche n Brief, den er diesem Diplomate n am 20. Janua r 
1939 von Londo n aus sandte 2 4, gegen eine solche Auslegung der Worte , die 
er ihm gegenübe r gebrauch t hatte . Die Frage , die von der Zeitgeschichts -
schreibun g ausführlic h behandel t worden ist26, ma g auf sich beruhen.Wesent -
lidi ist, daß sich Beneš in dem vorerwähnte n Schreibe n nich t auf die Erörte -
run g jenes Gespräch s beschränkte , sonder n auch behauptete , er habe , „bevo r 
der Tschechoslowake i in der bekannte n Nach t zum 21. Septembe r durc h die 
frankobritisch e Interventio n zu (seiner ) größte n Überraschun g un d Bestür -
zun g die Annahm e des frankobritische n Vorschlags aufgezwungen worden 
(sei), niemal s — u. zw. weder offiziell noc h inoffiziell — Vorschläge gemach t 
ode r gebilligt, wonac h die Tschechoslowake i Gebie t abtrete n sollte". 

Da s schein t — wie sich nunmeh r herausstell t — eine bewußt e Unwahrhei t 
zu sein. Bereit s am 30. Jul i 1947 — also noc h zu Beneš ' Lebzeite n — ha t der 
ehemalig e französisch e Ministerpräsiden t Leon Blum vor dem Untersuchungs -
ausschu ß des französische n Parlament s ausgesagt26, daß er Daladie r vor 
dessen Abflug nac h Londo n am 18. Septembe r 1938 eine Botschaf t Beneš ' 
übermittel t habe , die ihm — Blum — durc h seinen tschechische n sozialdemo -
kratische n Parteifreun d Nečas , dem damalige n Sozialministe r der tschecho -
slowakischen Regierung , übermittel t worden sei. „Neča s sagte mir von 
Beneš", heiß t es in Blums Aussage weiter , „di e Ding e befinden sich in solch 
eine m Stadium , daß Großbritannie n un d Frankreic h bald Zugeständniss e 
von un s verlangen werden . Ich schicke Ihne n eine Landkarte , aus der Dala -
dier — sogar durc h Angabe unsere r militärische n Einrichtunge n un d Be-
festigungen — herauslese n kann , über welche Linie hinau s wir die Tsche-
choslowake i als ausgeliefert un d verloren ansehe n würden" . Blum hab e 
Daladie r diese Kart e durc h eine n Freun d noc h vor dessen Abreise nach 
Londo n zukomme n lassen. Daladie r selbst ha t diese Version — ohn e aller-
dings Blums Name n zu nenne n — kurz vorhe r vor dem gleichen Unter -
suchungsausschu ß bestätigt . 

Neča s schein t bis zu seinem Tod über dieses Vorkommni s geschwiegen 
zu haben 2 7 . Hingege n wurde von tschechisch-kommunistische r Seite 1957 in 
eine r parteiamtliche n Schrift eine Urkund e veröffentlicht , die nunmeh r im 
zweiten Band der eingangs erwähnte n Sammlun g aufs neu e abgedruck t wor-
den ist28. Es handel t sich um eine handschriftliche , für Ministe r Neča s be-

24 Wortl. vgl. Beneš, Mnichovsk é dny (Münchne r Tage), hrsg. v. J. Smutný , hekt . 
Privatdruck , Londo n 1955, S. 7 ff. 

25 Vgl. Celovský a. a. O. S. 345 ff. 
2 6 Vgl. Celovský a. a. O. S. 347f.; die Urquell e (Les Evénament s survenus en Franc e 

de 1933 á 1945 — témoignage s et document s recueilli s par la Commissio n ďenquét e 
parlamentaire , Bd. 1, Paris 1947, S. 256) stand dem Verfasser nicht zur Verfügung. 

27 Vgl. Celovský a. a. O. S. 349 Anm. 1. 
28 J. Padit a und J. Reiman , O nových dokumentec h k otázce Mnichov a (über neue 

Urkunde n zur Münchne r Frage) , in: Příspěvky k dějinám KSC (Beiträge zur Ge-
schicht e der tschechische n KP), 1/1957, S. 104ff.; ferner Münche n in Dokumenten , 
Bd. 2 S. 209 f. 
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stimmte Anweisung Beneš'. Sie ist dort nicht nur abgedruckt, sondern auch 
teilweise faksimiliert wiedergegeben, wobei die Handschrift Beneš deutlich 
erkennbar scheint. 

Ins Deutsche übertragen, lautet sie folgendermaßen28*: 
„1. Niemals erlauben, daß gesagt wird, der Plan komme von den Tsche-

chosl(owaken). 
2. Er muß äußerst geheim gehalten werden, veröffentlicht werden darf 

nichts. 
3. Er müßte nach genauer Abgrenzung des Gebiets, das wir abtreten 

könnten, durch uns insgeheim zwischen Frankreich und England verein-
bart werden, da die Gefahr besteht, daß sich jene (beiden Mächte) im 
Augenblick, da wir den Grundsatz (der Gebietshingabe) zulassen, Hitler 
gegenüber nachgiebig zeigen und alles geben. 

4. Der ganze Plan muß Hitler als in sich geschlossene Einheit29 und 
letzte Konzession vorgelegt und ihm, zusammen mit anderen Konzes-
sionen aufgezwungen werden. 

5. Das würde bedeuten, daß Deutschland so und so viel tausend qkm 
Gebiet (ich weiß nicht genau, wie viel, aber es werden wohl 4—6000 qkm 
sein; in dieser Hinsicht darf man sich nicht festlegen) unter der Bedingung 
erhält, daß es wenigstens 1,5—2 Millionen der deutschen Bevölkerung 
übernimmt. Es würde also eine Bevölkerungsumsiedlung bedeuten, bei 
der die Demokraten, Sozial(isfen), Juden bei uns bleiben würden. 

6. Eine andere Regelung wäre unmöglich, da sich andernfalls schlechter-
dings die Frage der Aufteilung der Republik stellen würde. Deshalb ist 
der Gedanke höchst gefährlich und es wäre eine Katastrophe, wenn er 
leichtfertig an die Öffentlichkeit gelangte. 

7. Achten Sie auch darauf — man könnte Sie im Zusammenhang damit 
der Illoyalität beschuldigen — man kann nie wissen (siel). 

8. Was die Frage des Plebiszits betrifft, so führen Sie an, daß man uns 
in eine Lage bringen will, in der Präsident Beneš einige hunderttausend 
Demokraten, Sozial(isfen), Juden dem gleichen Massaker überantwortet, 
wie es in Österreich und anderwärts stattgefunden hat, der antisemi-
tischfen) Barbarei, den Mordtaten und der Schande der Konzentrations-
lager. Das wird er nicht tun. Und wenn man sie dennoch irgendwie schüt-
zen wollte, wäre ein neues Nationalitätenproblem im Entstehen. Denn so-
bald bekannt werden würde, daß ein Plebiszit stattfindet, würden alle 
Demokraten, Sozialisiert), Juden aus dem Gebiet flüchten, wir hätten 
eine innere Emigration und das Nationalitätenproblem bliebe ungelöst. 
Ein Plebiszit ist technisch, rechtlich und politisch eben unmöglich. Weisen 
Sie auch an Hand der Karte darauf hin, wie unser Staat nach Durchfüh-
rung eines Plebiszits durch seine Form und die Lage Deutschlands aus-
schauen würde." 

28a Zusätze des Verfassers kursiv. 
29 „.. . už hotový . .." 
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Auf einer besonderen Seite heißt es noch: 
„1. Nicht sagen, daß das von mir stammt. 
2. Osusk(ý)30 nichts sagen und verlangen, daß mit ihm nicht darüber 

gesprochen wird. 
3. Diese Papiere vernichten." 

Aus Obigem scheint hervorzugehen, daß Beneš den beiden Westmächten 
unter dem frischen Eindruck der Berchtesgadener Zusammenkunft zwischen 
dem britischen Premierminister und Hitler eine Lösung der sudetendeut-
schen Frage in Form von Gebietsabtretungen hat anbieten lassen. Dies 
stimmt nicht nur mit der Äußerung Daladiers in London und mit seiner so-
wie Leon Blums Aussagen aus dem Jahre 1947, sondern auch mit einem Be-
richt des amerikanischen Botschafters in Paris, Bullitt, über eine Bespre-
chung mit dem französischen Ministerpräsidenten überein, die am Vorabend 
der Zusammenkunft von München stattgefunden hat; Bullitt berichtete, Da-
ladier habe ihn davon unterrichtet „that some time ago Beneš had communi-
cated to him (Daladier) that he would be ready to hand over at once to Ger-
many the portions of the Sudeten regions outside the Czech Maginot 
Line"» 

Zweifel an der Echtheit des von tschechischer Seite nunmehr veröffent-
lichten Dokuments scheinen danach unangebracht. Von hier aus ist die oben 
angeführte, während des Zweiten Weltkrieges von der tschechoslowakischen 
Exilregierung erhobene Behauptung, wonach dem Staat die sudetendeutsche 
Grenzregelung von Seiten der beiden Westmächte „aufgezwungen" worden 
sei, unhaltbar; vielmehr scheint die anglo-französische Note vom 19. Sep-
tember nicht ein der Tschechoslowakei angesonnenes V e r l a n g e n d e r 
W e s t m ä c h t e , sondern die A n n a h m e eines, ihnen von t s c h e c h o -
s l o w a k i s c h e r S e i t e unterbreiteten V o r s c h l a g e s zu enthalten. 
Hinzuzufügen ist freilich, daß sich die zustimmende Stellungnahme der bei-
den Westmächte lediglich auf den — gerade aber auch von Beneš in seiner 
Bedeutung klargestellten — G r u n d s a t z bezog, wonach die Streitfrage 
durch das Mittel der G e b i e t s a b t r e t u n g aus der Welt geschafft wer-
den sollte. Hatte aber Beneš das abzutretende Gebiet ausschließlich nach 
militärgeographisch-strategischen Gesichtspunkten abgrenzen wollen, so 
brachten Großbritannien und Frankreich demgegenüber das — dem Selbst-
bestimmungsgrundsatz wohl allein entsprechende — ethnographische Prin-
zip zur Geltung: sie verlangten die Vereinigung des Gebiets mit deutscher 
B e v ö l k e r u n g s m e h r h e i t mit dem damaligen Deutschen Reich. 

Ein weiterer Punkt, der vor allem der tschechischen Öffentlichkeit nach 
1945/48 nachdrücklich nahegebracht worden ist, betrifft die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Sowjetunion, sich in die Auseinandersetzungen des Jahres 
30 Dem damaligen tschechoslowakischen Gesandten in Paris, Osuský. 
S1 Ber. v. 27. Sept. 1938 — Nachw. vgl. Celovský a. a. O. S. 348 Anm. 3. 
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1938 einzuschalten. Die hierüber von sowjetrussischer und tschechisch-kom-
munistischer Seite verbreiteten Behauptungen32 sind bekannt und kommen 
auch in den eingangs angeführten Einleitungssätzen zu allen drei Urkunden-
sammlungen zum Ausdruck. Es fragt sich, ob sie zutreffen. 

Rechtsgrundlage der tschechoslowakisch-sowjetrussischen Beziehungen 
war in dieser Hinsicht einmal die Völkerbundsatzung, zum anderen der 
Bündnisvertrag vom 16. Mai 193533. Nach Ziff. II des Unterzeichnungsproto-
kolls dieses Vertrages lebte die Pflicht der Sowjetunion zur tätigen mili-
tärischen Unterstützung der Tschechoslowakei im Konfliktsfall erst im 
Augenblick der französischen Hilfe für die Tschechoslowakei auf. Die Schwie-
rigkeit ergab sich daraus, daß keiner der beiden Vertragspartner der Tsche-
choslowakei gemeinsame Grenzen mit ihr und nur einer — Frankreich — 
gemeinsame Grenzen mit Deutschland hatte. Die, eine sowjetrussische Hilfs-
pflicht auslösende französische Unterstützung der Tschechoslowakei hätte 
sich zunächst den Weg vom Wasgenwald zum Böhmerwald erkämpfen 
müssen, um an Ort und Stelle wirksam zu sein. Diese Möglichkeit schien im 
Herbst 1938 zufolge der deutschen Westwallbauten und der damaligen Über-
legenheit der deutschen über die französische Luftwaffe nicht ohne weiteres 
gegeben. Abgesehen davon hätten sowjetrussische Erdtruppen entweder 
das polnische Galizien in voller Länge (Eisenbahn Tarnopol—Oderberg) 
durchschreiten oder aber unter polnischer Flankenbedrohung33a auf un-
zulänglichen Straßen und einer eingleisigen Bahnlinie vom Dnjestr (Raum 
Moghilew—Kamenez-Podolsk) aus den ostslowakischen Eisenbahnknoten-
punkt Kaschau erreichen müssen; dies wäre nur mit Zustimmung Rumäniens 
bzw. Polens oder beider Staaten möglich gewesen, die sich gerade gegen die 
Möglichkeit eines sowjetrussischen Einmarsches durch ein Militärbündnis 
gesichert hatten. Es ist auch während des ganzen Jahres 1938 von sowjet-
russischer Seite nicht versucht worden, diese Erlaubnis zu erwirken34; dies-
bezügliche französische Versuche erwiesen sich als ergebnislos35. überdies 
wären sowjetrussische Truppen in Kaschau noch rd. 600, in Oderberg noch 
rd. 300 km vom vermutlichen Hauptkampffeld entfernt gewesen. 

Keines der uns nunmehr vorgelegten Dokumente bringt zu diesem grund-
legenden Punkt Aufklärung oder neue Erkenntnisse, über Litwinows vage 

32 Statt vieler: P. Eisler, Munich — a retrospect, Prag 1958, S. 38ff.; ferner das Vor-
wort von Zd. Nejedlý zum 2. Band der Urkundensammlung (a. a. O. S. III ff.). 

33 Dtsch. Wortl. vgl. J. Papoušek, Edvard Beneš — sein Leben und Werk, Prag 1937, 
S. 290 ff. 

33a Dies betont der Bericht des brit. Militär-Attaches in Moskau v. 18. April 1938 — 
vgl.Woodward-Butler,Documents on British foreign policyl919—38, Reihe3 Bd.l, 
London 1949, Nr. 151, S. 172 f. 

34 Vgl. darüber Celovský a. a. O. S. 45, 179 und passim. 
35 Vgl. den Bericht des franz. Gesandten in Bukarest, Thierry, vom 9. Juli 1938 — 

teilw. Abdruck bei G. Bonnet, Vor der Katastrophe, Köln 1951, S. 51 f.; Erlaß d. 
franz. Außenmin. an den franz. Botschafter in Warschau, Noel, vom 27. Mai 1938 
über eine zwei Tage vorher stattgefundene Besprechung Bonnets mit dem poln. 
Botschafter in Paris, Lukasiewicz — teilw. Abdr. ebda. S. 42 (Punkt 4). 
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Äußerung zu amerikanischen Zeitungsberichterstattern am 16. März 1938, 
„es werde sich schon irgend ein Korridor finden"36, ist die sowjetrussische 
Politik auch ausweislich ihrer eigenen, uns nunmehr zugänglich gemachten 
Unterlagen nie hinausgegangen. Sie hat sich darauf beschränkt, von der 
französischen Regierung völkerrechtswidrige Initiativen zu fordern — so 
etwa einen Druck nicht nur auf Rumänien und Polen, sondern auch die bal-
tischen Staaten, der Roten Armee Durchzugsrechte zu gewährenS7 oder die 
einseitige Aufkündigung des französisch-polnischen Bündnisses, um Polen 
für den Fall eines gewaltsamen sowjetrussischen Grenzübertrittes seines 
militärischen und politischen Rückhalts zu berauben88 — und ist Fragen der 
tschechoslowakischen Regierung nach etwaigen konkreten Hilfsabsichten 
und Hilfsmitteln einerseits mit dem Hinweis auf die eigene Entscheidungs-
freiheit der tschechoslowakischen Regierung hinsichtlich der Gestaltung der 
innenpolitischen Verhältnisse des Staates, andererseits mit dem Hinweis 
auf die, der Sowjetunion nicht behagende tschechoslowakische Abessynien-
und Spanienpolitik so lange ausgewichen39, bis Frankreich am 1. September 
die eindeutige Frage nach der sowjetrussischen Hilfsbereitschaft und den so-
wjetrussischen Hilfsmöglichkeiten angesichts des rumänischen und polnischen 
Widerstrebens gegen die Besetzung dieser Länder durch die Rote Armee 
stellte40. Die sowjetrussische Antwort darauf bestand — abgesehen von 
dem, jetzt natürlich viel zu spät kommenden Vorschlag militärischer Be-
sprechungen zu dritt, dessen Verwirklichung Litwinows bisher, als er von 
französischer Seite an ihn herangetragen worden war, zu verhindern ge-
wußt hatte 41 — im Hinweis auf die Artikel 11 und 17 der Völkerbundsatzung 
sowie in der Andeutung, daß man sowjetischerseits bereit sei, sich bei ihrer 

36 Vgl. New Documents a. a. O. S. 21 (Nr. 3). Andere Äußerungen gleichen Inhalts 
stellt Celovský a. a. O. S. 178 Anm. 3 zusammen. t 37 Tel. Litwinows v. 25. Mai 1938 an den sowjetrussischen Gesandten in Prag — New 
Docs. a. a. O. S. 39 ff. (Nr. 13), womit die gegenüber Bonnet voreingenommene 
Darstellung Celovskýs (a. a. O. S. 205 f.) richtiggestellt erscheint. 

38 Tel. Litwinows vom 5. Juni 1938 an den Sowjetbotschafter in Paris — New Docs 
a. a. O. S. 48 (Nr. 17). Vgl. die zutreffende Kennzeichnung der sowjetrussischen 
Haltung, die sich der tschechoslowakischen Frage als Mittel zur Besetzung Polens 
bedienen wollte, bei Celovský a. a. O. S. 206 f., wo übrigens Coulondre falsch 
beurteilt wird. Dieser hat die feindseligen sowjetrussischen Absichten gegen Polen 
richtig diagnostiziert (vgl. Von Moskau nach Berlin, Bonn 1950, S. 221). Eine ge-
naue Analyse des französischen Interesses an der unveränderten Aufrechterhal-
tung des polnischen Bündnisses im Bericht des franz. Botschafters in Warschau 
vom 31. Mai 1938 — teilw. Abdr. bei Bonnet a. «a. O. S. 43 f. 

38 Vgl. den kennzeichnenden Gegensatz zwischen dem zweckoptimistischen Bericht 
des tschechoslowakischen Gesandten in Moskau, Fierlinger, vom 23. April 1938 
und der Aufzeichnung des Stellvertr. Außenkomm. Patjomkin vom 27. April 1938 
(New. Docs. a. a. O. S. 27 bzw. 30 ff. — Nr. 7 bzw. 9); ferner Tel. Litwinows vom 
25. Juni 1938 an den sowjetrussischen Gesandten in Prag — a.a. O. S. 53 ff. (Nr. 20). 

40 Aufzeichnung Patjomkins über eine Besprechung mit dem franz. Charge d'aff., 
Payart — a. a. O. S. 60 ff. (Nr. 25). 

41 Die sowjetrussische Haltung richtig, die französische Haltung unrichtig dargestellt 
bei Celovský a. a. O. S. 206 ff. 
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Anwendun g über die zwingend e Verfahrensvorschrif t des Art. 5 Abs. 1 hin -
wegzusetzen 42: ma n schlug die Einberufun g des Völkerbundrate s wegen 
Friedensgefährdun g und , falls dor t kein e gültige Beschlußfassun g (Einstim -
migkeit!) Zustandekomme n sollte, die Ingangsetzun g des Militärbündnisse s 
entgegen den einschlägigen Vertragsbestimmunge n (Art. 3 Abs. 2 des so-
wjetrussisch-tschechoslowakische n Vertrages) auch mangel s der völker-
bundliche n Ermächtigun g vor — was als „Invasio n bewaffnete r Streitkräfte " 
Pole n gegenübe r eine Verletzun g des Art. 2 Ziff. 2 der Londone r Konven -
tion vom 3. Jul i 193348, Rumänie n gegenübe r eine Verletzun g des Art. 2 
Abs. 2 der Londone r Konventio n vom 4. Jul i 193344 gewesen wäre. Da s alles 
aber hätt e im Licht des Art. 3 Abs. 2 des tschechoslowakisch-sowjetrussische n 
Bündnisvertrage s nich t ander s durchgeführ t werden könne n als unte r Be-
rufun g auf Art. 17 der Völkerbundsatzung , die das Vorgehen in Streitfälle n 
zwischen Mitglieder n un d Nichtmitglieder n (Deutschland ) auf der Grund -
lage regelte , daß der Nichtmitgliedstaa t sich freiwillig berei t erklärte , eine r 
vom Völkerbundra t ergehende n einstimmigen 45 Aufforderung , den Streit -
fall unte r den vom Rat festgesetzten un d von ihm „als gerech t un d billig be-
fundene n Bedingungen " beizulegen , Folge zu leisten . Erschie n den Beteilig-
ten schon zweifelhaft, ob es im Völkerbundra t überhaup t zu eine r solchen 
einstimmige n Aufforderun g komme n werde 4 6 , so war die deutsch e Unter -
werfung unte r eine n solchen Beschluß noc h weniger wahrscheinlich . 

Die sowjetrussische Außenpoliti k ha t ihre Hilfe also von vier Vorbedin -
gungen abhängi g gemach t — französische s militärische s Vorgehen gegen 
Deutschland , rumänisch-polnisch e Durchmarscherlaubni s für die Rot e Armee , 
einstimmige r Beschluß des Völkerbundrat s gemäß Art. 5 un d 11 der Satzung , 
freiwillige Unterwerfun g Deutschland s unte r die vom Völkerbundra t (unte r 
maßgebende r Beteiligun g Sowjetrußlands ) als „gerech t un d billig befun-
dene n Bedingungen " zur Streitschlichtun g gemäß Art. 17 Abs. 1 Satz 2 der 
Satzun g —, von dene n nach Lage der Ding e un d dem sachkundige n Urtei l 
der Beteiligten kein e eintrete n konnte . Was sie bezweckte , war die Herbei -
führun g eine r Lage, die 1944/45 tatsächlic h eingetrete n ist: die Inbesitz -

4 2 Tel. Litwinows vom 2. Septembe r 1938 an den Sowjetbotschafte r in Paris; Auf-
zeichnunge n Patjomkin s vom 5. Septembe r und 11. Septembe r über Besprechun -
gen mit Payar t bzw. dem franz. Botschafte r Coulondr e — New Docs . a. a. O. 
S. 62 ff. (Nr . 26, 27 und 30). Vgl. zur Kontroll e Coulondr e a. a. O. S. 287. 

43 Wortl. vgl. Les relation s polono-allemand s et polono-soviétique s au cours de la 
period ě 1933—39 — Recuei l de document s officiels, hrsg. vom poln. Außen-
ministerium , Paris 1939, S. 202 ff. 

44 Wortl. vgl. Papouše k a. a. O. S. 286 ff. 
45 Art. 17 Abs. 3 wurde durch Art. 15 Abs. 7 der Satzun g ausgeschlossen — wenn der 

Rat zu keiner einstimmi g gefaßten Entscheidun g kam, so entstand  keine, für Mit-
glieder bindend e Verpflichtung , und nur zur Annahm e einer solchen konnt e ein 
Nichtmitglie d gem. Art. 17 Abs. 1 Satz 2 aufgefordert werden. 

46 Vgl. den Hinwei s Payart s in der Besprechun g vom 5. Septembe r mit Patjomki n — 
a. a. O. S. 64; noch skeptische r ist der Bericht des britischen Beobachters , Hptm . 
Walter, v. 28. Septembe r 1938 aus Genf — Woodward-Butle r a. a. O. Nr . 1175 
S. 594 f. 
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nähme Polens, Rumäniens und der Tschechoslowakei im Rahmen eines, den 
europäischen Kontinent überflutenden Konflikts unter den Formen militäri-
scher Hilfeleistung gegen Deutschland. Es ist hervorzuheben, daß Litwinow 
es in seinen beiden Reden vom 21. und 23. September 1938 vor der Völker-
bundversammlung463 vermied, eine vollständige Darstellung des sowjet-
russischen außenpolitischen Vorgehens zu geben, sondern ausschließlich auf 
die französische Hilfspflicht gegenüber der Tschechoslowakei abstellte und 
lediglich in unklarer Wendung anfügte, daß der Sowjetunion für ihre eigene 
angebliche Hilfsbereitschaft der Tschechoslowakei gegenüber „Wege offen 
stehen". Er vermied sogar im vertraulichen Gespräch mit den britischen 
Völkerbund-Delegierten am 23. September, also im Höhepunkt der Godes-
berg-Krise, irgend eine greifbare Auskunft über den für alle Maßnahmen 
zugunsten der Tschechen entscheidenden p r a k t i s c h e n Punkt — näm-
lich die Einsatzbereitschaft der Roten Armee — zu geben47. 

Das Urteil, das der deutsche Botschafter in Moskau, der zufolge seiner 
Teilnahme an der Verschwörung des 20. Juli im Herbst 1944 hingerichtete 
Graf v. d. Schulenburg, bereits am 22. Juni 1938 abgegeben hatte, erscheint 
zutreffend473: 

„. . .Da die Sowjetregierung in Anbetracht der eigenen innenpoliti-
schen Lage und aus Angst vor einem Zweifrontenkrieg kriegerischen 
Unternehmungen zur Zeit abhold sein dürfte und die für Zwecke der 
eigenen Verteidigung und der Weltrevolution geschaffene Rote Armee 
kaum zur Verteidigung eines bürgerlichen Staats marschieren lassen 
wird, verfolgt sie die bewährte Taktik, andere Mächte, insbesondere 
Frankreich, gegen ihre Feinde zu mobilisieren und entstehende Kon-
flikte . . . durch Lieferung von Kriegsmaterial zu schüren und durch Wüh-
lerei und Intrigen aller Art möglichst zu verbreitern." 

Bereits neun Wochen vorher hatte der britische Botschafter im wesent-
lichen das Gleiche berichtet48: 

„. . . Nur dann, wenn die Sowjetregierung lebenswichtige Interessen 
des Landes für bedroht halten würde, wäre sie bereit, ein Kriegsrisiko 
einzugehen... Nur eine unmittelbare Bedrohung des Sowjetgebiets würde 
in den Augen der Beherrscher des Landes den Kriegseintritt rechtfertigen. 
Es ist m. E. höchst unwahrscheinlich, daß die Sowjetregierung ausschließ-
lich zwecks Erfüllung von Vertragspflichten oder auch, um einer Prestige-
einbuße oder einer mittelbaren Bedrohung der Sicherheit des Landes — 
wie z. B. der Besetzung eines Teils der Tschechoslowakei durch Deutsch-
land — zuvorzukommen, den Krieg erklärt. Meiner Ansicht nach werden 

46a Die einschlägigen Passagen auszugsweise in New Docs. a. a. O. S. 104 ff. u. 114 ff. 
47 Vgl. den Bericht über die Besprechungen Litwinow—Maiky—de la Warr—Butler 

bei Woodward-Butler a. a. O. Bd. 2 Nr. 1071 S. 497 f. Richtige Beurteilung bei 
Celovský a. a. O. S. 442. 

47a Vgl. ADAP, ReiheD, Bd.2, Baden-Baden 1950, Nr.261, S.336 ff.; ferner den Bericht 
Schulenburgs vom 26. September — ebda. Nr. 620 S. 757 ff. 

48 Vgl. den Bericht v. 18. April 1938 — Woodward-Butler a. a. O. Bd. 1 Nr. 148 S. 161 ff. 
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die innenpolitische n Gefahre n eine s Kriegseintritt s innerhal b des Kreises 
der maßgebende n Sowjetpolitike r (in Soviet Councils) die sich aus eine r 
Änderun g des europäische n Mächtegleichgewicht s ergebende , lediglich 
potentiell e Bedrohun g bei weitem überwiegen. " 

Ob Beneš die Zweideutigkei t der sowjetrussischen Haltun g durchschau t 
hat , ist schwer zu sagen. In eine r Hinsich t war er freilich ein scharfer Be-
obachter : er scheut e sich, die sudetendeutsch e Frag e zwecks Festsetzun g 
von nach Rech t un d Billigkeit angemessene n Bedingunge n der Streitschlich -
tun g vor den Völkerbundra t zu bringen , den n er fürchtet e eine dadurc h 
gegebene „legale , von dieser internationale n Institutio n bestätigt e Rege-
lung, die für die Zukunf t unsere s Staate s — da Deutschlan d sie voll un d 
ganz gegen un s ausgenütz t habe n würde — zum schweren un d verhängnis -
vollen Präjudi z hätt e werden können" 4 8 a — m. a. W.: er war sich klar dar-
über , daß sich der Völkerbun d das anglofranzösisch e Verlangen auf Ver-
wirklichun g des sudetendeutsche n Selbstbestimmungsrecht s möglicherweis e 
zu eigen gemach t habe n würde . „Deshalb " — so schrieb er 194749 — „ent -
schloß ich mich , diesen Schrit t (nämlic h die Befassung des Völkerbunde s mit 
der sudetendeutsche n Frag e auf dem Wege über Art. 11 der Satzung , wie 
Litwino w es wollte) , der den gesamte n Verlauf der weitere n Begebnisse 
völlig zu unsere n Ungunste n hätt e wende n können , nich t zu riskieren." 

Ma n kan n nich t sagen, daß die neuen , von tschechische r un d sowjetischer 
Seite vorgelegten Quellensammlunge n unse r Wissen um diese Ding e be-
reichern . Lediglich in eine m Punk t stellen sie eine n bisher unbekannte n 
Sachverhal t zur Erörterung . 

Am Tage der Münchne r Zusammenkunf t hatt e Beneš die höchste n Armee-
offiziere empfangen . Er ha t berichtet 60, daß man in ihn gedrunge n sei, die 
fertig aufmarschiert e Armee nich t unverrichtete r Ding e zu demobilisieren , 
sonder n zuletz t doch die Waffenentscheidun g zu suchen . Er, Beneš, hab e das 
mit dem Hinwei s auf die allgemein e politisch e Lage abgelehnt ; es gehe 
vielmeh r darum , sich für eine später e kriegerisch e Auseinandersetzun g be-
reitzuhalten . 

Nunmeh r werden Urkunde n vorgelegt, die dami t nich t übereinzustimme n 
scheinen . Danac h hab e Beneš am 30. Septembe r — also am Tag nach der 
Münchne r Zusammenkunf t — den Sowjetgesandte n um 9.30 Uh r vormitta g 
angeläute t un d angefragt , ob die Tschechoslowake i im Kamp f gegen Deutsch -
land auch angesicht s eine r gleichgültigen ode r feindseligen Haltun g der 
beiden Westmächt e auf tätige sowjetrussische Hilfe zählen könn e un d um 
Antwor t bis zum gleichen Abend zwischen 18.00 un d 19.00 Uh r gebeten . De r 
Gesandt e hab e diese Anfrage — wie damal s seiten s seines Amtes üblich — 
sowohl fernmündlic h wie drahtlic h weitergeleite t un d sich hierau f um 
10.30 Uh r zur Präsidialkanzle i auf die Prage r Burg verfügt, „um den Gan g 

4 8 a Vgl. Beneš, Pamět i (Erinnerungen) , Prag 1947, S. 192. 
49 a. a. O. 
•° Vgl. Münchne r Tage a. a. O. S. 114 ff. 
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der Dinge aus der Nähe zu verfolgen". Dort sei ihm um 12.00 Uhr von 
Beneš' Kanzler, Smutný, bedeutet worden, daß man keine Antwort auf die 
vor dreieinhalb Stunden gestellte Frage mehr erwarte. Der Gesandte habe 
diese Botschaft um 13.40 Uhr ebenfalls fernmündlich wie drahtlich nach 
Moskau übermittelt. Seine beiden Telegramme seien in Moskau jedoch erst 
um 17.00 bzw. um 17.45 Uhr eingelaufen, so daß das erste siebeneinhalb, das 
zweite hingegen nur vier Stunden unterwegs gewesen sei*1. 

Es ist unwahrscheinlich, daß diese Angaben richtig sind: 
a) wenn die Angaben Beneš' über die Militärbesprechung am 29. Septem-

ber zutreffen, so paßt die Anfrage an die Sowjetunion in keiner Weise zu 
seiner am vorgängigen Tag getroffenen und aus grundsätzlichen, nicht an 
den Augenblick gebundenen Erwägungen begründeten Entscheidung; 

b) sollte Beneš aber tatsächlich in allerletzter Minute das Äußerste ver-
sucht haben, so ist unwahrscheinlich, daß er die Zeit bis in den späten Vor-
mittag des 30. September verstreichen ließ und erst zu Beginn der unter 
seinem Vorsitz stattfindenden Parteiführerbesprechung bzw. eine Viertel-
stunde vor Anfang der entscheidenden Sitzung des Ministerrats52 in Moskau 
nachfragte: denn der Wortlaut der Münchner Abmachungen war den tsche-
chischen Unterhändlern um 1.30 Uhr früh in München, Beneš selbst noch in 
der Nacht durch den britischen Gesandten und der tschechoslowakischen Re-
gierung durch den deutschen Geschäftsträger um 6.15 Uhr früh zugleich mit 
dem Ersuchen um Entsendung zweier tschechischer Bevollmächtigter zu der 
für den gleichen Tag um 17.00 Uhr nach Berlin anberaumten Eröffnungs-
sitzung des in den Münchner Protokollen vorgesehenen Internationalen 
Ausschusses übermittelt worden. Im Hinblick auf den zuletzt erwähnten 
Termin erscheint auch kaum glaublich, daß Beneš die Frist für die Beant-
wortung seiner Anfrage auf 18.00—19.00 Uhr erstreckt haben sollte. 

Ist die Anfrage — zu welcher Zeit immer — in der Form gestellt worden, 
wie sie aus der sowjetrussisch-tschechoslowakischen Quellensammlung her-
vorgeht, so wäre damit eingetreten, was der Stellvertretende sowjetrussi-
sche Außenminister dem beflissenen tschechoslowakischen Gesandten in 
Moskau, Fierlinger, bereits am 22. September nahegelegt hatte: die Tsche-
choslowakei hatte „bedingungslos um Hilfe gebeten"BS. Und es ist nicht aus-
geschlossen — obwohl hierfür kein schlüssiger Beweis vorliegt —, daß die 
Sowjetregierung nunmehr, ohne Ausfluchtmöglichkeit beim Wort genom-
men, so lange zögerte, bis die Tschechen, auch von dieser Seite im Stich 
gelassen, auf die Beantwortung ihres letzten Hilferufs verzichteten. 

Allerdings wäre dann wieder die Frage, wie dies mit der Angabe des 
späteren langjährigen politischen Privatsekretärs Beneš', Táborský, in Über-
einstimmung gebracht werden kann, wonach Stalin die Unterhaltung mit 
51 a. a. O. S. 128 fl. (Nr. 58—60). 
52 Die Uhrzeiten — 9.30 bzw. 9.45 Uhr — nach Ripka a. a. O. S. 230 bzw. dem Protokoll 

der Regierungssitzung (München in Dokumenten Bd. 2 S. 254 ff.). 
83 Vgl. das Tel. des tschechoslowakischen Gesandten in Moskau vom 22. September 

a. a. O. S. 109 (Nr. 47). 
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Beneš im Dezembe r 1943 mit der Frag e eröffnet habe , warum die Tschecho -
slowakei 1938 dem Kamp f mit der Waffe ausgewichen sei5 4. Erschöpfend e 
Auskunft hierübe r könne n wohl nu r diejenigen geben, die damal s Zeuge n 
waren un d heut e noc h frei spreche n könne n un d wollen. So, wie die Sache 
augenblicklic h steht , muß man sich dami t abfinden , daß sie als nich t völlig 
klar zu gelten hat ; jedenfalls schein t die von der neue n tschechisch-sowjet -
russischen Quellensammlun g dargeboten e Lesart mit Zurückhaltun g auf-
genomme n werden zu müssen . 

* 

Hingege n erfähr t man aus den neue n Quellensammlunge n einige wis-
senswerte Einzelheite n über Vorgeschicht e un d Hintergründ e des Regie-
rungswechsel s vom 22. Septembe r 1938. Nachde m die Regierun g Hodž a am 
21. Septembe r um 19.00 Uh r die den Westmächte n am Morge n ausgespro-
chen e Bereitwilligkeit zur Abtretun g der sudetendeutsche n Gebiet e durc h 
den Rundfun k bekanntgegebe n hatte 5 5 , war in der bis dahi n nahez u ununter -
richteten , bislang nachhalti g in ganz andere r Richtun g beeinflußten 56 Be-
völkerun g Unruh e un d erbittert e Erregun g zum Ausdruck gekommen . Ma n 
verlangt e Mobilisierung , Militärdiktatu r un d bewaffneten Widerstan d gegen 
die Forderun g der Westmächte 57. Es war natürlich , daß die in der bisherigen 
Regierun g nich t vertretene n Parteie n — Kommuniste n un d extrem e Recht e 
— nunmeh r in besonder s heftiger Weise zur Tat drängten . Währen d letzter e 
aber an eine patriotisch e levée en masse dachten , bei der es — etwa im Sinn 

54 Vgl. E. Táborský, Beneš and Stalin — Moscow, 1943 and 1945, in: Journ . Centr . 
Eur. Äff. Bd. 13 S. 154 ff. 

55 Wortl. d. regierungsamtl . Bek. sowie der Ansprach e des Informationsminister s 
Vavrečka bei Ripka a. a. O. S. 105ff.; Wortlau t der Rundfunkansprach e Beneš' 
(„. . . ich habe meine n Plan . ..") in: Münchne r Tage a. a. O. S. 38ff. 

*' Als eines für viele ähnlich e Beispiele der Schreibweise der politisch führende n 
tschechische n Presse jener Tage sei der Leitaufsat z im Zentralorga n der tschechi -
schen sozialdemokratische n Partei , dem „Právo Lidu" (Volksrecht ) vom 18. Sept. 
angeführt . Sein Verfasser ist Dr. Karel Křiž, der Persönlich e Referen t des Stell-
vertretende n Ministerpräsidente n Bechyně . Es heißt dort u. a.: „. . . Es gibt in den 
westlichen Demokratie n Leute , die glauben, daß wir in den deutsche n Gebiete n 
eine Volksabstimmun g zulassen könnten . . . . Jederman n weiß aber, was das be-
deute n würde: den Anschluß an das Deutsch e Reich . . . Deshal b erlauben wir keine 
Volksabstimmun g und keinen Anschluß. Darübe r werden wir weder verhandel n 
noch daran denken . Und wenn wir unerschütterlic h an unseren Grenze n festhalten 
und auf unserem Recht beharren , wird die ganze Welt uns helfen. Vielleicht sind 
wir nicht stark genug, um Deutschlan d zu schlagen —aber wir sind stark genug, 
um ganz Europ a in den Krieg zu stürzen . . . " —dtsch. übers, in DNB-Dienst , Aus-
gabe Wien vom 18. Septembe r 1938 (hekt . Abzug im Institu t für Zeitgeschichte , 
München) . Das Abwegige solcher Bekundunge n trit t hervor, wenn man sich klar 
macht , daß der, der gleichen politische n Parte i angehörend e Sozialministe r vom 
Staatspräsidente n 48 Stunde n vorher mit einem noch weiter gehende n Anerbiete n 
— nämlic h Abtretun g ohn e Volksabstimmung , weil bereits diese zu gefährlich 
schien — nach Paris gesandt worden war und sich dieses Auftrags verschwiegen 
und widerspruchslo s entledig t hat — vgl. o. im Text. 

57 Genau e Schilderun g bei Ripka a. a. O. S. 108 ff. 
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Wilhelm s IL bei Ausbruch des Erste n Weltkrieges — „kein e Parteie n mehr " 
geben sollte, versuchte n die Kommunisten , den Schwun g der nationale n Er-
regun g gegen ihre politische n Gegne r zu lenken ; das Hereinrufe n der Rote n 
Armee ins Lan d sollte mit der Freiheitsberaubun g einiger , ihne n besonder s 
mißliebige r Persönlichkeite n des öffentliche n Leben s sowie mit andere n 
Ungesetzlichkeite n Han d in Han d gehen . Un d bereit s hie r klang jene These 
an, auf die gestütz t die Kommuniste n sich sechseinhal b Jahr e später , im 
Frühsomme r 1945, den Weg in die Mach t bahne n sollten : weil jene Kreise 
die Rot e Armee — oder , wie es der sowjetrussische Gesandt e ausdrückte : 
„di e Massen" 5 8 — fürchteten , zögen sie die schändlich e Unterwerfun g unte r 
das Dikta t des Landesfeinde s vor. 

Die Gegenüberstellun g der Sätze , in dene n die Red e des jugendliche n 
Anführer s der extreme n tschechische n Nationalisten , Dr . L. Rašín 59, am 
22. Septembe r in eine r Massenversammlun g vor dem Prage r Parlaments -
gebäud e gipfelte, un d dem Wortlau t eine s „illegalen " kommunistische n 
Flugblatt s — „illegal" deshalb , weil es von der Führun g derKP Č nich t unter -
zeichne t war, weshalb ma n von dor t die Urheberschaf t un d Verantwortun g 
jederzei t abstreite n konnt e — vermittel t eine n guten Eindruc k dieses Gegen -
satzes: 

„. . .I n dieser schicksalhafte n Stund e kenn e ich kein e Parteie n meh r 
un d bin bereit , mit jederman n — auch mil den Kommuniste n — zur Ver-
teidigun g unsere s bedrohte n Vaterlande s zusammenzuarbeiten . Wer 
nich t kampfberei t ist in dieser Stunde , ist der Freihei t unwert" 6 0 . 

„Wir wollen eine zur festen Verteidigun g der Republi k entschlossen e 
Regierung ! Herau s mit den agrarische n Verräter n aus der Regierung ! Es 
lebe unser e Armee ! Es lebe die Rot e Armee ! Ruft die Rot e Armee herbei ! 
Die kapitulationsbereite n Herre n der Agrarparte i fürchte n sich vor der 
Rote n Armee ! Die agrarische n Ministe r müssen zurücktreten ! Beran un d 
Prei ß gehöre n eingekerkert ! Ruft die Rot e Armee zu Hilfe! For t mit den 
agrarische n Steigbügelhalter n Hitlers ! Da s Volk un d die Armee habe n zu 
entscheiden ! Da s Parlamen t soll handeln ! . . . Die Verräte r sitzen in der 
Schriftleitun g des „Venkov"! De r „Venkov " un d der „Večer " gehöre n 
verboten ! Bleibt fest un d verteidigt das Vaterland , die Sowjetunio n ist 
mit uns ! Daladie r ist nich t Frankreich , Chamberlai n nich t England ! Mi t 
un s ist Moskau , ist die ganze demokratisch e Welt!"6 1 . 

58 Vgl. seinen Berich t vom 29. Septembe r 1938 — a. a. O. S. 124 f. (Nr . 56). 
59 übe r seine inkonsequent e Haltun g bei den parlamentarische n Beratunge n der 

politische n Lage un d der von der Regierun g Beran geforderte n Verfassungsreform 
im Dezembe r 1938 vgl. Rabl , Die Rechtsstellun g der Deutsche n in der Tschecho -
slowakei, in: Zeitschrif t für Ostforschun g Bd. 6 S. 180ff. (S. 207 Anm. 68). 

60 Ripka a. a. O. S. 109. 
61 Quellensammlun g a. a. O. Bd. 2 S. 267f. (Nr . 179). „Agrarisch " steh t für „Bauern -

partei" , der größte n tschechische n politische n Partei ; ihr Führe r war der nach -
malige Ministerpräsiden t un d nach 1939 eingekerkert e Rudol f Beran . De r im Auf-
ruf genannt e Jarosla v Prei ß war Direkto r der tschechische n Gewerbebank , des 
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Die von äußerste r nationale r Erbitterun g beseelte Menge 6 2 wurde so-
wohl von kommunistische r wie auch von Seiten der sowjetrussischen diplo -
matische n Vertretun g nach Kräfte n mit der Behauptun g weiter aufgestachelt , 
daß die Rot e Armee un d die Sowjetunio n tatsächlic h berei t un d in der Lage 
seien zu helfen . So sagte ein andere s „illegales" Flugblat t z. B. folgendes 63: 

„Bürge r der Republik ! 
Die tschechoslowakisch e Reaktio n will die Entschlossenhei t der Bür-

ger unsere s Staate s zerstören , die Unantastbarkei t der tschechoslowaki -
schen Grenz e zu verteidigen . Durc h lügenhaft e Nachrichten , wonac h wir 
angeblich von allen verrate n worden seien, versuch t der agrarisch e „Ve-
čer" un d die Stříbrný-Blatte r Pani k unte r dem Volk zu verbreiten . Ma n 
will eur e Entschlossenhei t u. a. auch durc h die Lüge zerstören , daß auch 
die Sowjetunio n un s verrate n un d verlassen habe . 

Da s ist eine gemeine , in entscheidende r Stund e ausgedacht e Lüge, die 
un s schwäche n un d beirre n soll. Nac h völlig glaubwürdigen Nachrich -
ten ist die Sowjetunio n vielmeh r entschlossen , un s in jedem Fal l un d 
zu jeder Stund e Hilfe zu leisten , wenn wir angegriffen werden sollten . 
Auf zwei Frage n der tschechoslowakische n Regierun g ha t die Sowjet-
unio n jedesma l geantwortet : Jawohl , wir werden euch selbstverständ -
lich helfen — gemäß dem zwischen un s geschlossene n Vertrag, wenn 
Frankreic h euch zu Hilfe kommt , ode r gemäß der Völkerbundsatzung , 
wenn Frankreic h zunächs t noc h zögern sollte. Wir werden euch in jeder 
Lage augenblicklic h helfen , wenn ihr euch verteidigt ! 

Tschechoslowakisch e Bürger, ihr dürft jetzt nich t wanken d werden . 
Bringt allen Kleinmütige n die Nachrich t un d sagt allen , allen , allen : 
Seien wir fest, verteidigen wir unse r Land — die Sowjetunio n steh t un -
erschütterlic h hinte r uns. " 

Insbesonder e beschäftigt e sich auch der sowjetrussische Gesandt e damit , 
die ihm erreichbar e Öffentlichkei t in diesem Sinn e zu beeinflussen . In sei-
nem diesbezügliche n Bericht , dessen selbstgefällig-triumphierende r Unter -
ton nich t zu verkenne n ist, heiß t es u. a. 64: 

„. . .Di e Gesandtschaf t ist von einem Polizeikordo n umgeben . Trotz -
dem näher n sich Gruppe n von Demonstrante n der Gesandtschaft , die die 
Polize i offensichtlic h gewähren läßt , un d sende n Delegationen , die den 
Gesandte n spreche n wollen . . . Ma n singt die Internationale . Die Rede n 
drücke n die Hoffnun g auf Hilfe durc h die Sowjetunio n aus, rufen zur 
Selbstverteidigun g auf, verlangen den Zusammentrit t des Parlament s 
un d den Stur z der Regierung.. . Ich empfang e die Delegationen.. . Ich 

größte n Industriebankunternehmen s des Staates . Die Tageszeitun g „Venkov " un d 
die Abendzeitun g „Večer " gehörte n der Bauernpartei . 

62 übe r die historische n und psychologische n Wurzeln dieser Erbitterun g vgl. Rabl , 
St. Germai n und das sudetendeutsch e Selbstbestimmungsrecht , in: Da s östlich e 
Deutschland , Würzbur g 1959, S. 885 ff. un d 924 ff. 

63 Quellensammlun g a. a. O. Bd. 2 S. 267 (Nr . 178). 
84 a. a. O. S. HO f. (Nr . 48). 
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erkläre den Delegierten, daß die Sowjetunion der tschechoslowakischen 
Republik und den Interessen ihrer Arbeiterschaft hohen Wert beimißt 
und deshalb auch entschlossen sei, sie gegen einen Angriff zu verteidi-
gen. Obwohl die Hilfeleistung durch die französische Weigerung er-
schwert worden sei, halte die Sowjetunion nach Mittel und Wegen Aus-
schau und werde sie, falls die Tschechoslowakei angegriffen werde und 
sich verteidigen müsse, auch finden. Damit sind die meisten von ihnen 
zufrieden. Auch aus der Provinz kommen Delegationen . . ." 

Diese Äußerung stimmt in ihrem entscheidenden Punkt — daß die So-
wjetunion Mittel und Wege zur militärischen Hilfeleistung für die Tsche-
choslowakei trotz der französischen Haltung suchen u n d f i n d e n werde 
— nicht mit der gleichzeitigen Äußerung des sowjetrussischen Außenmini-
sters vor dem Völkerbund überein. Dieser hat nämlich vor dem politischen 
Ausschuß der Völkerbund-Vollversammlung am 23. September folgendes 
erklärt65: 

„ . . . Die Sowjetunion hat keinerlei Verpflichtungen gegenüber der 
Tschechoslowakei, wenn Frankreich im Fall eines Angriffs auf sie untätig 
bleiben sollte. In diesem Fall könnte die Sowjetunion der Tschechoslo-
wakei aus freien Stücken oder auf Grund eines völkerbundlichen Be-
schlusses zu Hilfe kommen. Sie wäre aber nicht dazu verpflichtet. Die 
Tschechoslowakei hat die Frage unserer Hilfe unabhängig von der fran-
zösischen Unterstützung auch nicht aufgeworfen, u. zw. nicht nur aus 
formalen, sondern auch aus praktischen Gründen. Nachdem sie nämlich 
das deutsch-britisch-französische Ultimatum angenommen hatte, hat 
sie bei der Sowjetregierung, angefragt, welche Haltung diese einnehmen 
werde — m. a. W. ob sie sich auch dann noch an den sowjetrussisch-
tichechoslowakischen Vertrag gebunden erachten würde, wenn Deutsch-
land neue Forderungen stellen, deutsch-englische Verhandlungen erfolg-
los verlaufen und die Tschechoslowakei sich zur bewaffneten Selbstver-
teidigung entschließen würde. Diese zweite Erkundigung war begreiflich, 
denn da die Tschechoslowakei jenes Ultimatum angenommen hatte, das 
die spätere Aufkündigung des tschechoslowakisch-sowjetrussischen Ver-
trages in sich schloß, besaß die Sowjetregierung unstreitig das moralische 
Recht, diesen Vertrag von sich aus aufzusagen. Die Sowjetregierung, die 
sich der Erfüllung vertraglicher Pflichten nicht zu entziehen pflegt, hat je-
doch erwidert, daß der sowjetrussisch-tschechoslowakische Vertrag wie-
der in Kraft treten werde, sofern Frankreich unter den in der Anfrage er-
wähnten Bedingungen Hilfe gewähren sollte68. 

Der sowjetrussische Gesandte in Prag hat also den bei ihm vorsprechen-
den, aufs äußerste erregten und verwirrten Menschen mehr zugesagt, als 
der sowjetrussische Außenminister vor dem Forum des Völkerbundes in 
Aussicht zu stellen bereit war. Angesichts der Genauigkeit, mit der gerade 

«5 Auszug New Docs. a. a. O. S. 114ff. (Nr. 51). 
66 Vgl. dazu o. Anm. 46a. 
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die sowjetrussische Diplomati e zu arbeite n pflegt, kan n ein Irrtu m ode r 
eine Fahrlässigkei t des Gesandte n als ausgeschlossen gelten . Wenn ma n 
andererseit s die Wichtigkei t seiner Erklärunge n sowohl vom Standpunk t 
des tschechische n Volksbewußtsein s wie auch vom Gesichtspunk t der kom-
munistische n Umsturzbestrebunge n bedenkt , so gewinnt das Verhalte n des 
Sowjetgesandte n seinen scharfumrissene n Sinn : hie r wurde über den Kopf 
der tschechoslowakische n Regierun g hinwe g der Gedank e des „bedingungs -
losen Hilfeersuchens " in die Debatt e geworfen, den der Stellvertretend e 
sowjetrussische Außenministe r am gleichen 22. Septembe r dem tschechoslo -
wakischen Gesandte n in Moska u gegenübe r — jedoch nich t mit dem Er-
suchen auf Übermittlun g an die Prage r Regierun g — erwähnte 6 7: jenes Er-
suchen , dessen Erfüllun g von sowjetischer Seite angesicht s des zu erwar-
tende n Beiseitebleiben s Frankreich s un d der übrigen Völkerbundmächt e 
praktisc h die Selbstauslieferun g der Tscheche n an ihre n übermächtigen , „im 
Interess e der Arbeiterschaft " handelnde n Verbündete n bedeute t hätte . Die -
ses Ersuche n war es, das eine Woch e später , am 30. Septembe r den n auch an 
Moska u ergangen sein soll — das Näher e hierübe r ist bereit s erörter t 
worden . 

* 

Immerhi n wurde die tschechoslowakisch e Regierun g am 22./23 . Septem -
ber 1938 umgebilde t — man griff erneu t zu dem in frühere n Staatskrise n 
(1920/21 , 1926) bewährte n Mitte l des Beamtenkabinetts , dessen Amtsfüh-
run g durc h die Parteihäupte r gelenkt un d überwach t wurde , übe r das Ver-
fahren bei diesem Regierungswechse l un d sein Ergebni s unterrichte t die 
Niederschrif t eine s Mitgliede s dieser Regierung , die im Anhan g zum zweiten 
Band der neue n Urkundensammlun g abgedruck t ist. Sie laute t auszugs-
weise6 8: 

„. . . Da s erste Kriegskabinet t Syrový . . . war das sog. Münchne r Ka-
binett , das sich lediglich mit der Mobilisation , mit Münche n un d der pol-
nische n Frag e befaßte . Es war eine formal e Regierung , währen d in Wirk-
lichkei t auf der Burg entschiede n wurde , wo der politisch e Koalitions -
Fünferausschu ß unte r Vorsitz von Beneš seine Sitzunge n abhielt . Die 
Bauernparte i war durc h Beran un d Dr . Hodža , die sozialdemokratisch e 
Parte i durc h Hamp l un d Dr . Derer , die Volksparte i durc h Msgr. Šráme k 
un d ihre n Generalsekretär , dessen Name n ich mich nich t meh r entsinne , 
die Nationaldemokrate n durc h Dr . Hodá č un d Dr . Prei ß vertreten ; an die 
Vertrete r der nationalsozialistische n Parte i kan n ich mich nich t meh r er-
innern . Alle politische n Entscheidunge n wichtiger Art ließ Beneš dem 
Ministerpräsidente n übermitteln ; sie wurde n der Regierun g als Ent -
schlüsse des Koalitions-Fünferaussohusse s vorgelegt un d von dieser un -
veränder t übernommen... " 

67 S. o. S. 330 Anm. 53. 
68 a. a. O. S. 417. 
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Es besteh t kein Grund , die Richtigkei t dieser Angaben anzuzweifeln . Sie 
stimme n überdie s mit eine m interessante n Dokumen t überein , das auf dem 
Wege über tschechische , heut e in der freien Welt ansässige Politike r zu un -
serer Kenntni s gelangt ist. Es handel t sich um eine Denkschrift , die der ehe-
malige langjährige Vorsitzend e der tschechische n Bauernparte i un d nach -
malige Ministerpräsiden t Josef Beran nac h seiner , durc h die Nationalsozia -
listen im Jahr e 1941 erfolgten Verhaftun g angefertig t hat 6 9 . Dor t heiß t es 
u. a.: 

„In  den kritische n Tagen des Septembe r 1938 wurde ich oft zu Beratun -
gen gebeten , die Dr . Beneš in seine Amtsräum e auf der Burg einberief . 
Ab 18. Septembe r fande n solche Beratunge n fast täglich , auch zweimal 
täglich statt . Auch nach dem Rücktrit t der Regierun g Hodž a am 22. Sep-
tembe r fande n sie weiterhi n statt , da der Rücktrit t dieser Regierun g meh r 
ode r weniger formale n Charakte r trug. Die Regierun g des General s Sy-
rový kam zwar täglich zu Sitzunge n zusammen , auf dene n zu dieser Zei t 
entwede r Präsiden t Dr . Beneš ode r Außenministe r Dr . Kroft a berichteten , 
doch beschränkt e sich diese Regierun g im wesentliche n darauf , die Staats -
verwaltun g im erforderliche n Ausmaß weiterzuführe n un d die ihr vorge-
legten Bericht e zu billigen. Bis zu seinem Rücktrit t pflegte der Präsiden t 
das sog. „ehemalig e politisch e Kabinett" , d. h. Dr . Hodža , Dr . Černý , Dr . 
Šrámek , Dr . Frank e sowie die Herre n Ježek un d Mlčoch , sowie die Ver-
trete r der politische n Parteien , u. zw. seiten s der Agrarier Beran , seiten s 
der Sozialdemokrate n Hampl , seiten s der Nationalsozialiste n Dr . Klapka , 
seiten s der Nationaldemokrate n Dr . Hodá č und , wenn Dr . Šráme k es 
wünschte , seiten s der Volksparte i Dr . Stašek zur Teilnahm e aufzufor-
dern . Auch in der bekannte n Nacht , als der britisch e un d französisch e Ge -
sandt e Dr . Beneš mitgeteil t hatten , daß die Tschechoslowake i für den 
Fall , daß sie angegriffen werden sollte, nich t auf ihre Hilfe zählen könn e 
(dies geschah am 21. Septembe r um 2 Uh r früh) , berief Dr . Beneš un s zu 
eine r solchen Beratung , die in seinem Amtsrau m von 3 Uh r nacht s bis 
6 Uh r früh stattfan d . . . 

Außer dem „ehemalige n politische n Kabinett " un d den Vertreter n der 
politische n Parteie n waren in jenen Tagen die Vertrete r des General -
stabs — u. zw. Ministerpräsident , Generalinspekteu r Syrový, General -
stabsche f Krejči un d seine Vertreter , Genera l Husare k — sowie Außen-
ministe r Dr . Kroft a zugegen. Präsiden t Beneš führt e den Vorsitz un d be-
richtete . In seinen Hände n war damal s schlechterding s alles zusammen -
gefaßt. Als (gemäß der Verfassungsurkunde ) Oberste r Befehlshabe r der 
Armee berichtet e er nich t nu r über militärisch e Frage n sonder n auch über 

69 Abdruck in: Modr á revue (Blaue Revue — „Kulturpolitisch e Monatsschrif t für 
Tscheche n und Slowaken im Exil"), Jg. 4, Nr . 7/8, Rotterda m 1958, S. 12 ff. (S. 27 ff.). 
Dor t auch ausführlich e Darlegunge n über die Echtheitsfrage , dessen zuzustimme n 
ist, weshalb an dieser Stelle dazu nicht s weiter ausgeführt wird. Bemerkt sei, 
daß die Echthei t der Beran-Aufzeichnunge n bisher (End e 1939) auch von tsche-
chisch-kommunistische r Seite nicht bestritte n worden ist. 
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seine Verhandlunge n mit den diplomatische n Vertreter n der fremde n 
Staate n (Frankreich , England , UdSSR , Polen , Jugoslawien , Rumänie n usw.). 
Er berichtet e kurz über alle wichtigen , damal s aktuelle n Fragen . Mini -
sterpräsiden t Syrový, Generalstabsche f Krejč i un d Außenministe r Dr . 
Kroft a waren bloße Zuhöre r ode r beschränkte n sich darauf , Frage n zu 
beantworten , die aus der Mitt e der Teilnehme r gestellt wurden . Präsi -
den t Beneš vereint e damal s eigentlic h die ganze Regierun g in seiner 
Person . Ich bemerk e beiläufig, daß er auch die Regierun g Syrový ohn e 
Wissen, Beteiligun g un d Zustimmun g der politische n Parteie n ernann t 
un d die Auswahl der Persönlichkeite n allein un d ohn e Wissen der zurück -
tretende n Regierun g getroffen hatte . Die Verhandlunge n mit den Ver-
bündete n der Tschechoslowake i wurde n damal s ebenfall s fast ausschließ -
lich von Dr . Bene š allein geführt . Außenministe r Dr . Kroft a besorgte 
lediglich administrativtechnisch e Angelegenheite n von geringere r Bedeu -
tung , die ihm Dr . Beneš aufgetragen hatte . 

Damal s herrscht e bei allen Beratunge n unte r un s allen selbstverständ -
lich ein bedrückende s Gefüh l der Spannun g un d Verlassenheit . Wir be-
obachtete n den imme r müde r un d nervöse r werdende n Dr . Beneš, des-
sen durc h zwanzig Jahr e hindurc h betrieben e Politi k von Stund e zu 
Stund e meh r un d mehr , zuletz t wie ein Kartenhau s zusammenstürzte . 
Ununterbroche n — Tag für Tag un d Stund e für Stund e — kame n Hiobs -
nachrichten . Wir habe n un s damal s sämtlic h von allen Seiten verrate n 
un d verlassen gefühlt. . . Präsiden t Dr . Beneš befand sich in eine r be-
dauernswerten , geradez u armseligen Lage. Er, der bis zuletz t nu r Opti -
mismu s verbreite t hatte , er, der dan k seiner Presse von bestimmte n Tei-
len des Volkes als Mensc h von unbegrenzte m Einfluß auf die befreunde -
ten Großmächte , ja: als Schiedsrichte r ihre r Streitigkeite n angesehe n 
wurde , mußt e nu n den völligen Zusammenbruc h seines Vertragssystems, 
an dem er zwanzig Jahr e lang gebaut hatte , mitansehe n un d eingestehen . 

Ich entsinn e mich , wie schmerzlich , ja geradez u empören d für un s war, 
als un s der englische Gesandt e durc h Präsiden t Bene š sagen ließ, daß 
Englan d un s gegenübe r keinerle i Verpflichtunge n hab e un d wir für den 
Fal l eine s Ungehorsam s gegenübe r seinen „Ratschlägen " dor t in noc h 
größer e „Ungnade " fallen würden . De r französisch e Gesandte , der sich 
in jenen Tagen seinem englischen Kollegen stet s „anzuschließen " pflegte, 
erweckte wenigsten s den Eindruck , daß er sich schäm e un d daß Frank -
reich un s gerne helfen würde , wenn es könnt e —, daß es aber zu schwach 
sei. Noc h nich t einma l jene wohlfeile „Sympathie" , die noc h nie jeman -
dem geholfen hat , bracht e ma n un s zum Ausdruck . Die Sowjets gingen 
ander s vor. Ih r Vorgehen war sehr umsichti g darau f gerichtet , daß ma n 
von ihne n möglichs t nich t sagen konnte , daß sie nich t helfen wollten ode r 
konnten . Die Verhandlunge n mit der Vertretun g der UdSS R führt e Dr . 
Beneš selbstverständlic h ausschließlic h selbst. Er stan d in tägliche r Ver-
bindun g mit der sowjetrussischen Gesandtschaf t in Pra g un d aus der eng-
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sten Umgebun g Dr . Beneš ' wurde behauptet , daß er auch in ständige r te-
lefonische r Verbindun g mit den führende n Persönlichkeite n der UdSS R 
in Moska u steh e — ob mit Molotow , Stalin ode r mit wem sonst , weiß ich 
nicht ; Dr . Beneš sagte un s nicht s darüber . In den Septembertage n 1938 
war Dr . Beneš vom frühen Morge n bis in die Nach t in ständige r fern-
mündliche r Verbindun g mit London , Moskau , Pari s usw. Er sprach mit 
unsere n dortige n Gesandten , erteilt e ihne n Anweisungen un d verhan -
delt e unmittelba r mit eine r großen Zah l von Politiker n un d Staatsmän -
nern . Währen d der Gespräche , bei dene n ich zugegen war, gab Dr . Be-
ne š stets eine n Gesamtüberblic k über die Ereignisse , die sich seit der 
letzte n Beratun g abgespielt hatten . Mi t wem er gesproche n hab e — auße r 
mit den offiziellen diplomatische n Persönlichkeite n —, sagte er un s je-
doch niemals . 

Ministerpräsiden t Syrový un d Generalstabsche f Krejč i pflegten auf 
diesen Beratunge n über die Vorbereitunge n zur Verteidigun g der Staats -
grenzen zu berichte n . . . Ich entsinn e mich , daß der englische Gesandt e 
Dr . Beneš (am 27. September ) ankündigte , daß Deutschlan d am St. Wen-
zels Tag, den 28. Septembe r um 2 Uh r nachmittag s mit den Feindselig -
keiten beginne n werde; die Wehrmach t werde die Grenz e überschreite n 
un d die deutsch e Luftwaffe Pra g angreifen — was dan n gottlo b nich t ein-
getrete n ist. Ich weiß nich t meh r genau , wann das polnische , an eine Fris t 
von nu r zwölf Stunde n geknüpft e Ultimatu m eintraf . Damal s — am 28. 
ode r 29. Septembe r — berief Dr . Beneš die gesamte Regierun g sowie das 
ehemalig e politisch e Kabinet t un d die Vertrete r der politische n Parteien . 
Ma n tra t abend s im Arbeitszimme r Dr . Beneš ' zusammen . Ein e Reih e 
von Minister n der Regierun g Syrový un d der ehemalige n Regierun g 
Hodž a machte n auf Grun d des Referat s Dr . Beneš ' verschiedene , jedoch 
sinnlose Vorschläge. Damal s herrscht e auf allen Seiten bereit s völlige 
Verwirrung. Die Regierun g nah m die Vorschläge un d Ultimate n sozu-
sagen als selbstverständlic h hin — ohn e Rücksich t auf die Verfassung 
ode r irgend etwas anderes . Dr . Beneš berichtete , teilt e den Inhal t des 
Briefs mit , den er dem polnische n Präsidente n geschriebe n hat te 7 0 sowie 

Es handel t sich offenbar um Beneš' Brief v. 23. Septembe r 1938 an den polnische n 
Staatspräsidenten , in dem „namen s des tschechoslowakische n Staate s ein auf-
richtiger und freundschaftliche r Meinungsaustausc h über die, die Fragen der 
tschechoslowakische n Bevölkerun g polnische r Volkszugehörigkeit betreffende n 
Streitigkeiten " vorgeschlagen wurde. Beneš fuhr fort: „Ich möcht e diese Frage auf 
der Grundlag e der Annahm e des Grundsatze s der Grenzänderun g regeln. Die 
Wiederherstellun g gutnachbarliche r Beziehunge n wäre natürlic h die logische und 
unmittelbar e Folge dieser Regelung. Wenn wir uns einigen — und ich bin über-
zeugt, daß das möglich ist —, würde ich dies als den Beginn eines neuen Ab-
schnitte s in den Beziehunge n unsere r beiden Staate n betrachten . In meine r Eigen-
schaft als ehemalige r Außenministe r und jetziger Präsiden t der Republik füge ich 
hinzu , daß die Tschechoslowake i keine geheimen oder öffentlich bekannte n Ver-
bindlichkeite n besitzt oder jemals besessen hat , die dazu bestimm t oder geeignet 
wären, polnisch e Interesse n zu beeinträchtigen . Ich lege E. E. diesen Vorschlag 
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den Inhal t seiner Gespräch e mit den Gesandten , macht e aber wie ge-
wöhnlic h keine Vorschläge. Er entschie d souverän über alles. Die Lage 
sowie auch die Stimmun g aller Teilnehme r der Besprechun g war damal s 
bereit s äußers t pessimistisch . 

Bis etwa zum 29. Septembe r war nich t sicher , ob es nich t doch zum 
Krieg komme n werde. Ich glaube, daß es dazu gekomme n wäre, wenn 
die Sowjets damal s Hilfe versproche n hätten . Nac h meine r Überzeugun g 
wäre Dr . Beneš in diesem Fal l mit Zustimmun g der sozialistische n Par -
teien auch gegen den etwaigen Widerstan d andere r Gruppe n zum Krieg 
geschritten . Auf mein e direkt e Frag e nach dem Ergebni s der Verhand -
lungen Dr . Beneš ' mit den Sowjets teilt e er mir mit , daß die Sowjets für 
den Fall , daß wir zum Kriege schritten , „bestimmt " Hilfe — vor allem 
durc h Zurverfügungstellun g ihre r Luftwaffe — versproche n hätten . Er 
fügte hinzu , daß er darübe r mit ihne n noc h verhandle . Mein e Freund e 
un d ich gewanne n darau s den Eindruck , daß die Sowjets nich t in den 
Krieg wollten , aber die Absicht hatten , die Tschechoslowake i im Kriegs-
fall in ähnliche r Weise zu unterstützen , wie sie das im spanische n Bür-
gerkrieg getan hatten . 

In eine r der wichtigsten Beratunge n — ich glaube, am 29. ode r 30. Sep-
tembe r —, die sich nachmittag s unte r Teilnahm e der Mitgliede r des ehe -
maligen politische n Kabinett s un d der Vorsitzende n der politische n Par -
teien bei Dr . Beneš abspielt e un d über die endgültig e Entscheidun g be-
schließen sollte, ob man die englische n Vorschläge annehme n ode r ab-
lehnen , d. h. den Krieg beginne n solle, war der damalig e stellvertretend e 
Ministerpräsiden t Bechyn ě der Ansicht , daß der Kriegseintrit t der Tsche-
choslowake i auch dann , wenn keine r ihre r Verbündete n Hilfe zusage 
un d gewährleiste , frühe r ode r späte r die andere n Staate n in den Krieg 

vertraulic h im Einvernehme n mit den verantwortliche n Ministern , zugleich aber 
auch von mir aus persönlic h vor, um ihm dadurc h den Charakte r einer festen 
Verbindlichkei t zu verleihen . . . " — vollst. Wortlau t vgl. Münchne r Tage a. a. O. 
S. 71 ff. An diesem Schreiben erschein t u. a. dreierle i bemerkenswert : a) die Selbst-
verständlichkei t und das Selbstbewußtsein , mit der Beneš seine eigene, die ver-
fassungsmäßigen Grenze n seines Amtes (§ 64 Abs. 1 Ziff. 1 gegenüber § 64 Abs. 2 
und § 81 Buchst, b der tschechoslowakische n Verfassungsurkunde ) weit über-
schreitend e Machtbefugni s herausstreicht ; b) der unumwunden e Vorschlag der 
Gebietsabtretung , obwohl die tschechoslowakisch e Regierun g in ihrer Not e vom 
20. Septembe r gegenüber Großbritannie n und Frankreic h darau f verwiesen hatte , 
daß ihr die Zustimmun g zu einem solchen Ansinnen verfassungsgesetzlich ver-
boten sei (vgl. den Wortlau t der Not e bei Ripka a. a. O. S. 74 ff.); c) die Zusiche -
rung des Nichtvorhandensein s von, den polnische n Interesse n abträgliche n Ab-
machungen . Dami t konnt e in der damaligen Lage nur die Frage des Durch -
marsche s der Roten Armee durch Galizie n gemeint sein. Die Frage erhebt sich, ob 
Beneš eine etwaige sowjetrussische militärisch e Hilfe wirklich auf den praktisch 
unzulängliche n Weg durch Rumänie n einschränke n wollte oder ob er sich der 
Hoffnun g hingab, Polen durch Abtretun g des Teschene r Gebiet s doch noch dazu 
zu bewegen, der Roten Armee den Durchmarsc h durch polnische s Gebie t zu er-
lauben . 
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hineinziehe n werde ; die tschechoslowakisch e Sache werde, nachde m eine 
allgemein e europäisch e Feuersbruns t erfolgt sei, gut enden . Auf dieser 
Beratun g hab e ich in Übereinstimmun g mit allen andere n Anwesende n 
die anwesende n Armeevertrete r gebeten , un s unte r voller Verantwort -
lichkei t Auskunft darübe r zu geben, ob wir un s — für den Fall , daß wir 
im Kriegsfall vereinsam t blieben — zu verteidigen vermöchten . Alle dre i 
Vertrete r des Generalstab s un d der Armee — also Ministerpräsiden t Sy-
rový, Generalstabsche f Krejč i un d sein Vertrete r Genera l Husare k — er-
klärten , daß unte r den gegebenen Umstände n jede Verteidigun g aus-
sichtslos s e i . . . Hierau f erklärte n sämtlich e ehemalige n Ministe r (Hodža , 
Černý , Bechyně , Franke , Šrámek , Ježek , Mlčoch ) un d die Parteivorsit -
zende n (Beran , Hampl , Klapka , Hodáč) , daß der Standpunk t der Armee 
entscheiden d sein müsse un d es dahe r unmöglic h sei, in den Krieg zu ge-
hen . Dami t war die Annahm e aller englische n Vorschläge beschlossen . 
Die später e Billigung auf der Sitzun g der Regierung.. . war lediglich for-
male r Art. 

In diesen Tagen war Dr . Beneš auch ständi g mit den Kommuniste n in 
Verbindung . Da s Präsidiu m dieser Partei , geführt vom Abg. Gottwald , 
besucht e ihn mehrmals . Was dabe i verhandel t wurde , hab e ich ebenso -
wenig erfahre n wie die andere n Teilnehme r der o. a. Besprechungen . 
Ich bemerk e aber , daß den Sowjets außerordentlic h dara n gelegen war, 
daß ma n von ihne n nich t — wie von Frankreic h — sagen konnte , daß sie 
Verträge nich t erfüllten . Als dahe r die ganzen englische n Vorschläge 
wegen der Abtretun g der sudetendeutsche n Gebiet e angenomme n wur-
den un d es bereit s sicher war, daß es nich t zum Krieg komme n werde, er-
klärte n die ganzen kommunistische n Blätte r un d Abgeordnete n sofort, 
daß die Sowjetunio n der Tschechoslowake i im Kriegsfall beigestande n 
habe n würde . 

Ich entsinn e mich noch , daß mich in den oben erwähnte n Tagen der ru-
mänisch e Gesandt e in Pra g zu sich b a t . . . (Er) teilt e mir damal s mit , er 
hab e mich als bekannte n Gegne r des Kommunismu s un d auch deshal b um 
meine n Besuch gebeten , um mir im Auftrag seiner Regierun g mitzuteile n 
un d freundschaftlic h zu raten , die Tschechoslowake i möge sich auch dan n 
nich t auf die Hilfe der UdSS R verlassen, wenn diese gegebenenfall s ver-
sproche n werden sollte. Er sagte mir , daß die Sowjets, soweit er unter -
richte t sei, auf den Krieg nich t vorbereite t seien; wenn sie aber dennoc h 
zum Krieg schreite n würden , mögen wir bedenken , daß Sowjetrußlan d 
kein e gemeinsam e Grenz e mit un s besitze un d zu un s dahe r que r durc h 
Pole n ode r Rumänie n gelangen müsse. Da aber weder Pole n noc h Rumä -
nien den Durchmarsc h des sowjetischen Heere s gestatte n würden , würde 
es mit diesen Staate n zum Konflik t kommen . De r rumänisch e Gesandt e 
macht e mich weiter darau f aufmerksam , daß durc h Rumänie n von den So-
wjets zu un s weder eine gute Eisenbahnstreck e noc h ordentlich e Straße n 
führten . Selbst wenn also die UdSS R der Tschechoslowake i zu Hilfe sollte 
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komme n wollen, könn e sie nich t zur Zei t eintreffen.. . Ich hab e den In -
hal t dieses Gespräch s dem Ausschuß der politische n Ministe r un d der 
Parteivorsitzende n selbstverständlic h mitgeteil t un d hinzugefügt , daß 
der rumänisch e Gesandt e meine r Meinun g nac h völlig rech t habe . Dr . 
Beneš, der anwesen d war, nah m mein e Mitteilun g ohn e Bemerkun g 
seinerseit s entgegen . 

Vor Beginn einer , zwischen dem 25. un d 29. Septembe r stattfindende n 
Besprechun g wurde ich in der Burg in ein Nebenzimme r gerufen, wo Abg. 
Such ý mich erwartete . Er teilt e mir mit , daß der Eigentüme r der Waffen-
un d Munitionsfabri k Janeče k in Pra g ihn gebeten habe , mich unverzüg -
lich davon zu verständigen , daß Waffen un d Munitio n aus seiner Fabri k 
auf unmittelbare n Befehl von Dr . Beneš an die Arbeiterschaf t verteil t 
würden . Dr . Such ý fragte mich , ob ich davon wisse. Natürlic h wußte ich 
nicht s davon . . . . Dr . Suchý fügte hinzu , daß die Waffen un d die Muni -
tion s. W. an die Arbeiter der staatliche n Granitbrüch e in Požár y bei Eule 
(die überwiegen d kommunistisc h gesinn t waren ) verteil t worden sei. Ich 
kehrt e sofort in den Beratungssaa l zurück , wo Dr . Beneš noc h nich t anwe-
send war, un d teilt e den Anwesende n mit , was ich soeben gehör t hatte . 
Ich sagte, daß — falls diese Informatio n auf Wahrhei t beruh e — sofort 
mit der weitere n Waffenverteilun g innegehalte n werden müsse. Die An-
wesende n stimmte n mir bei, hegte n aber Zweifel an der Richtigkei t des-
sen, was mir mitgeteil t worden war. De r Vorsitzend e der sozialdemokra -
tische n Partei , Hampl , ging zum Fernspreche r un d wollte sich bei Jane -
ček mit unsere r Zustimmun g nach weitere n Einzelheite n erkundigen . Er 
konnt e ihn jedoch nich t erreichen ; es wurde erklärt , daß J. sich nich t in 
Pra g befinde . Währenddesse n betra t Dr . Beneš den Saal. Ich fragte ihn 
vor Eintrit t in die Tagesordnun g sofort vor allen Anwesenden , ob durc h 
diese Maßnahme n nich t auch nac h seiner Meinun g große Gefahre n ent -
stehe n könnten . Dr . Beneš sagte mir wörtlich : „J a — die Waffen wurde n 
auf mein e Anweisung an die Arbeiter verteilt . Ich hab e mein e Anweisung 
jedoch bereit s widerrufen. " Alle Anwesende n warnte n den Präsidente n 
nochmal s dringen d davor , Waffen an die Zivilbevölkerun g verteilen zu 
lassen. Am nächste n Tag ließ Janeče k mir sagen, daß auf Grun d meine s 
Einschreiten s — nich t frühe r — die weitere Waffenausgabe tatsächlic h 
eingestell t worden un d sogar ein Teil der Waffen wieder zurückgegebe n 
worden sei. 

De n vorstehende n Aufzeichnunge n komm t nich t zuletz t deshal b Beweis-
kraft zu, weil sie mit dem Inhal t der nachstehen d abgedruckte n Protokoll e 
über die Sitzunge n der tschechoslowakische n Regierun g aus der Zei t vom 
21. bis zum 30. Septembe r 1938 in keine r Weise im Widerspruc h stehen . 
Hinsichtlic h dieser Urkunden , die sich im zweiten Band der neue n tschechi -
schen Quellensammlun g finden 71, liegt auch sonst kein Hinwei s vor, der an 
ihre r Echthei t zweifeln ließe; insbesonder e schein t die Stellungnahm e eines , 

7 1 a. a. O. S. 215 ff. 
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späte r innerhal b des tschechische n Exils zu Prominen z gelangten Politikers , 
die sich aus dem ersten der beiden Protokoll e vom 30. Septembe r ergibt, für 
die Echthei t zu sprechen . Angesicht s dessen wird ma n bis zum Beweis des 
Gegenteil s dazu neigen müssen , diese Protokoll e als ech t anzusehen . 

In der vorliegende n gedruckte n Quellensammlun g umfassen sie über 
30 Seiten . Selbstverständlic h könne n sie schon aus diesem Grun d im Folgen -
den nich t ungekürz t wiedergegeben werden , trotzde m dies von Interess e 
wäre. Was im vorliegende n Zusammenhan g geboten werden kann , sind nu r 
jene Teile , aus dene n hervorgeht , in welcher Weise die politische n Entschei -
dunge n — die Zustimmun g zu den Gebietsabtretunge n zugunste n Deutsch -
land s un d Polens , der Regierungswechse l vom 22. Oktobe r un d die Anord -
nun g der allgemeine n Mobilisatio n tags darau f —damal s vorbereite t wor-
den un d gefallen sind un d wer hiera n maßgeben d ode r zustimmen d beteiligt 
war. Die s ist nich t nu r von geschichts- , sonder n auch von rechtswissenschaft -
lichem Interesse , den n dami t ist die Frag e berührt , was es mit der Rechts -
verbindlichkei t der tschechische n Erklärun g vom 30. Septembe r 1938 auf sich 
hat , wodurc h der Abtretun g der sudetendeutsche n Gebiet e zum zweiten Ma l 
protestlo s zugestimm t wurde . Die gekürzt e Wiedergabe der Niederschrifte n 
mach t einige erläuternd e Zusätz e des Verfassers nötig . Sie stehe n in Klam-
mern . 

Hiernac h laute n die Niederschrifte n in deutsche r Übersetzun g auszugs-
weise wie folgt: 

Sitzun g v. 21. Septembe r 1938: 
Gegenwärtig : Regierungsvorsitzende r Dr . Hodža , Ministe r des Äuße-

ren Dr . Krofta , des Innere n Dr . Černý , der Finanze n Dr . Kalfus, für Schul -
wesen Dr . Franke , für Justi z Dr . Derer , für Hande l Mlčoch , für Eisen-
bahnwese n Bechyně , für öffentlich e Arbeiten Ing . Dostálek , für Landwirt -
schaft Dr . Zadina , für Landesverteidigun g Machnik , für soziale Fürsorg e 
Ing. Nečas , für Gesundheitswese n Ježek , für Post un d Fernmeldewese n 
Tučný , für Rechtsvereinheitlichun g Dr . Šrámek , Ministe r Ing . Vavrečka. 

De r Ministerpräsiden t eröffnet e die Sitzun g um 6.00 Uh r früh . . . Zu r 
Frag e der deutsche n Minderhei t gab er . . . folgende Erklärun g ab: 

Diese Ministerratssitzun g wurde einberufen , um die Entscheidun g zu 
treffen. In formale r Hinsich t sei sie vom Ministerrat , jedoch mit dem in-
nere n Vorbehal t zu treffen, daß dem Abgeordnetenhau s (dem Zwanziger -
ausschu ß der Koalition ) mit der Bitte um Genehmigun g Berich t zu erstat -
ten sei. 

. . . Die Regierun g hab e in Übereinstimmun g mit dem Herr n Präsidente n 
der Republik , der sich (an ihre n Beratungen ) nich t nu r in seiner verfas-
sungsmäßige n Eigenschaft , sonder n auch als die kraft seiner Kenntni s der 
Vorgeschicht e der Friedensverträg e un d kraft seines seinerzeitige n tä-
tigen Anteils hiera n dazu besonder s berufen e Persönlichkei t beteiligt 
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habe, in ihrer Note eine Regelung auf Grund des szt. von Deutschland 
unterzeichneten und später vom derzeitigen Regime ausdrücklich bestä-
tigten Schiedsvertrages vorgeschlagen . . . Der Herr Ministerpräsident 
schlägt daher — nachdem die Angelegenheit vom politischen Minister-
komitee unter Vorsitz des Herrn Präsidenten der Republik erörtert worden 
sei — die Annahme des Vorschlags Großbritanniens und Frankreichs vor, 
jedoch unter Aufrechterhaltung des bereits erwähnten Vorbehalts, der 
sich aus den politisch-organisatorischen Gegebenheiten der Tschechoslo-
wakei e rg ib t . . . Der Herr Präsident der Republik habe die Hoffnung aus-
gedrückt, daß es uns die Opfer, die wir bringen, ermöglichen würden, un-
sererseits gewisse Gegenansprüche zu stellen . . . 

. . . Der Herr Ministerpräsident ist der Ansicht, daß der Rücktritt der 
Regierung erforderlich sei, dieser jedoch nicht früher erfolgen solle, als 
auf Grund von Verhandlungen gewisse Garantien für die Aufrechter-
haltung der Ordnung erreicht worden seien. Ein augenblicklicher Rück-
tritt sei lediglich Ausdruck der Schwäche und daher zu vermeiden; die 
Regierung müsse Herr der Lage bleiben. Der Herr Ministerpräsident emp-
fiehlt daher, den Rücktritt auf einen der nächsten Tage aufzuschieben. 

Unmittelbare Regierungsaufgaben seien nunmehr: zunächst Verbin-
dungsaufnahme zu den parlamentarischen Faktoren, sodann unverzüglich 
der Erlaß eines Armeebefehls (den natürlich der Herr Präsident der Re-
publik erlassen würde, der darum bereits gebeten worden sei), in dem der 
Armee die Lage darzustellen und gleichzeitig in passender Form auf die 
Autorität des Präsidenten der Republik als Befehlshaber der bewaff-
neten Macht hinzuweisen sei. Ferner sei erforderlich, so rasch als möglich 
eine Regierungserklärung an die Bevölkerung herauszugeben. 

. . . Man müsse alles tun, damit der organische Kontakt der Regierung 
zum Volk keine Unterbrechung erleide. 

. . . Namentlich könne man voraussetzen, daß die Tatsache, daß wir uns 
von allen Minderheitenfragen befreien, das innere Leben unseres Staates 
günstig beeinflussen werde. Während der Verhandlungen des Politischen 
Ministerkomitees sei bereits darauf verwiesen worden, daß es vielleicht 
event. (sie) nötig sein werde, die Gebietsstreitigkeiten mit Polen zu 
lösen. In dieser Hinsicht sei es natürlich noch zu keiner konkreten Ent-
scheidung gekommen, jedoch liege in der hierüber zum Ausdruck ge-
brachten Meinung ein wichtiger Beweis dafür, in welch konstruktiver 
Richtung die Regierungsmitglieder ihre nächsten Aufgaben auffaßten. 
Was Ungarn betreffe, so stoße die Bereinigung des tschechoslowakisch-
ungarischen Verhältnisses auf das Lebensinteresse unseres Staates an 
der Donau. 

Der Herr Regierungsvorsitzende ersucht die Regierung daher, den Vor-
schlag angesichts der gegebenen vis maior anzunehmen. Das Volk werde 
die Folgerungen zu ziehen wissen. Die Regierung werde ihrereits 
die Verantwortung nicht scheuen, wenn sie bei ihr gesucht werden 
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sollte. Aus diesem Grun d werde sie dem Volk die Wahrhei t sagen 
un d dieses werde erkennen , wo jene Faktore n in Wahrhei t zu finden 
seien, dene n es die Bitterkei t der Stund e zu danke n habe . Sollte 
sich das Verhältni s unsere s Volkes zu Frankreic h zufolge der Ereignisse 
ändern , so sei das nu r natürlich . Pflicht der Regierun g aber sei, ruhi g un d 
energisch den Ausweg aus der augenblickliche n schweren Lage zu suchen , 
dem Volk auch in Zukunf t Führe r zu sein un d im weitere n Verlauf poli-
tisch un d wirtschaftlic h gesunde Entwicklungsbedingunge n zu schaffen. 

De r Her r Ministe r für Rechtsvereinheitlichun g beton t die Notwendig -
keit , innerhal b der Regierun g un d in den Reihe n des Volkes Einigkei t 
zu bewahren . Die Volkseinhei t hab e die Regierun g nich t in der Han d un d 
in dieser Hinsich t erwart e sie eine schwere Aufgabe, den n das Volk sei 
unvorbereite t auf das, was ihm bevorstehe . Da s sei begreiflich, den n die 
ungünstig e Entwicklun g bei den westlichen Großmächte n sei der Regie-
run g selbst unerwarte t gekomme n un d man hab e in der Überzeugung , 
daß Frankreic h seine Vertragspflichte n erfüllen werde, auf Frankreic h 
gehofft. Er, der Minister , sei bis zuletz t für die Verteidigun g unsere r 
Grenze n gewesen — auch für den Fall , daß die Tschechoslowake i allein 
stehe n müsse, weil er vorausgesetz t habe , daß Frankreic h un d Rußlan d 
in den Krieg gezogen werden würden . Zwar hab e sich herausgestellt , daß 
die französisch e Regierun g eine n negative n Standpunk t einnehme , den -
noch hab e man an eine Wendun g zum Besseren geglaubt. Was Englan d 
betreffe, so sei zuzugeben , daß Englan d nich t unse r Verbündete r sei. 
Wohl aber Frankreich , un d hiera n sei die russische Hilfe gebunden 7 1 3) . 
Die unbegründet e Furch t vor dem Bolschewismu s hab e vor allem in Eng-
land viel Böses angerichtet . Ma n müsse beim ersten Schoc k mit eine r leb-
haften Reaktio n des Volkes rechne n un d deshal b vorsichti g vorgehen , da-
mit die Regierun g nich t die Autoritä t beim Volk verliere. De r Her r Ministe r 
für Rechtsvereinheitlichun g stellt sich von neue m auf den , von ihm bereit s 
im Politische n Ministerkomite e eingenommene n Standpunkt , wonac h er 

a An dieser Stelle haben die Herausgebe r der Quellensammlun g ein Dokumen t aus 
dem Archiv des tschechoslowakische n Außenministerium s (Abt. „Kabinett" , Nr . 
3290) folgenden Wortlaut s eingeschaltet : „21. 9. 1938, 10.15 Uhr : Ges. Alexan-
drowsky erklärt .sozusagen offiziell', daß ein Regierungsmitglie d bei ihm den 
sowjetischen Standpunk t nachgeprüf t habe. Alexandrowsky stellt fest, daß die ihm 
vom Präsidente n vorgelegten Fragen klar gefaßt gewesen seien und daß er ge-
stern auf beide eine klare Antwort Moskau s gegeben habe. Mehr habe der Prä-
sident nicht gefragt. Alexandrowsky verwahrt sich daher dagegen, daß die Ver-
antwortun g für die Entscheidun g der tschechoslowakische n Regierun g auf die 
Sowjetunio n geschoben werde und verwahrt sich ausdrücklic h gegen die Behaup -
tun g der heutigen Sonderausgab e des ,Večer", daß wir auch ,von einem Volk 
slawischer Rasse' verraten worden seien. Er erklärt , alles in seiner Mach t ste-
hend e tun zu wollen, um zu verhindern , daß innerhal b der tschechoslowakische n 
Öffentlichkei t im Interess e gewisser Kreise ein solches Spiel mit den Sowjets 
gespielt werde, und fordert , daß die Haltun g der Sowjetunio n bezüglich der Frage 
der, der Tschechoslowake i zu leistende n Hilfe unsere r Öffentlichkei t unmißver -
ständlich auseinandergesetz t werde." 
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seine Zustimmun g zum französisch-britische n Ultimatu m formel l nich t 
geben könne , da die Regierun g zu dieser formale n Zustimmun g nich t be-
fugt sei; dieses Rech t stehe nach der Verfassungsurkund e vielmeh r dem 
Parlamen t zu un d dafür sei die qualifiziert e Dreifünftelmehrhei t erforder -
lich. Ma n müsse dahe r dafür sorgen, daß das Parlamen t unverzüglic h 
zwecks Entscheidun g zusammentrete . De r Ständig e Ausschuß sei unzu -
ständig . Wenn es auch unmöglic h sei, den Vorschlag der westlichen Groß -
mächt e formel l gutzuheißen , da dies zur Zuständigkei t des Parlament s 
gehöre , sei jedoch möglich , eine n Beschluß dahingehen d zu fassen, daß 
die Regierun g dem Parlamen t eine n dahingehende n Antra g vorlege. Ma n 
brauch e dies nach auße n nich t zu erwähnen , da die fremde n Staate n sich 
für diese unser e verfassungsrechtliche n Vorschriften nich t interessierten . 
De r Her r Ministe r für öffentlich e Arbeiten stimm t hiermi t ebenfall s über -
ein. Ma n müsse den Vorschlag (der Westmächte ) sofort dem Zwanziger -
ausschu ß der Koalitio n vorlegen . Auch über den Rücktrit t der Regierun g 
sei sofort u. zw. am besten im Koalitionsausschu ß zu verhandeln , jedoch 
unte r der Voraussetzung , daß die jetzige Regierun g in der Lage sei, dem 
Staa t eine ander e Regierun g zu geben. Soweit diese Voraussetzun g nich t 
erfüllt sei, erübrige sich eine sofortige Entscheidun g in dieser Sache. . . 

Außerde m solle der Innenministe r dafür sorgen, daß vom Innenmini -
sterium eine beruhigend e Erklärun g an die (tschechische ) Grenzbevölke -
rung, insbesonder e an die Staatsbediensteten , sofort ausgearbeite t un d 
bekanntgegebe n werde, dami t es in der Zwischenzei t bis zur Neuregelun g 
auf internationale r Grundlag e nich t zu überstürzte m Verlassen des Grenz -
gebiets komme . 

Event , erforderlich e laufend e Aufforderunge n im Interess e der Beruhi -
gung un d der Hintanhaltun g plötzliche r ode r gefährliche r Erscheinunge n 
ha t Ministe r Ing . Vavrečka noc h vor Veröffentlichun g der Regierungs -
erklärun g herauszugeben . 

Aktionsausschuß : Zwecks Lösun g der mit eine r event . Gebietsänderun g 
zusammenhängende n Frage n wird ein Aktionsausschu ß in der Weise ge-
bildet , daß das Ministerkomite e für Wirtschaftsfragen durc h den Innen -
ministe r und , soweit Berichterstattungsfrage n in Betrach t kommen , ferner 
um Ministe r Ing. Vavrečka erweiter t wird. 

In diesen Aktionsausschu ß könne n für bestimmt e Angelegenheite n 
seiten s einzelne r Ministe r bevollmächtigt e beamtet e Referente n entsand t 
werden . 

Ferne r ha t das Innenministeriu m raschmöglic h eine n Sonderliquida -
tionsausschu ß zur administrative n Regelun g aller Frage n zu errichten , die 
sich aus event . Änderunge n des Staatsgebiet s ergeben . 

Weite r wird zur Kenntni s genommen , daß der Innenministe r zusamme n 
mit den Sicherheitsorgane n die Frag e der Aufrechterhaltun g von Ruh e 
un d Ordnun g behandel t un d zu diesem Zweck auch mit dem politische n 
Vertrete r der Sudetendeutsche n Parte i Verbindun g aufnimmt , dami t bis 
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zum Bekanntwerde n des Ergebnisse s der Verhandlunge n des Kanzler s 
Hitle r mit dem englischen Ministerpräsidente n Chamberlai n Gewalttate n 
un d Beschädigunge n im (national ) gemischte n Gebie t verhinder t werden . 

End e der Sitzun g um 8.15 Uh r früh. 

Sitzun g vom 22. September . 
Gegenwärtig : Regierungsvorsitzende r Dr . Hodža , Ministe r des Äußeren 

Dr . Krofta , des Innere n Dr . Černý , der Finanze n Dr . Kalfus, für Schul -
wesen Dr . Franke , für Justi z Dr . Derer , für Hande l Mlčoch , für Eisenbahn -
wesen Bechyně , für öffentlich e Arbeiten Ing. Dostálek , für Landwirtschaf t 
Dr . Zadina , für Landesverteidigun g Machnik , für soziale Fürsorg e Ing. 
Nečas , für Gesundheitswese n Ježek , für Postwese n Tučný , für Rechts -
vereinheitlichun g Dr . Šrámek , Ministe r Ing. Vavrečka. 

De r Regierungsvorsitzend e eröffnet die Sitzun g um 8.00 Uh r abend s 
un d erklärt , daß dies die letzt e Sitzun g dieser Regierun g sei. Die Mit -
glieder des politische n Kabinett s hätte n die übrigen Regierungsmitgliede r 
am 21. ds. früh im Rahme n eine r außerordentliche n Regierungssitzun g 
über die wichtige Entscheidun g — die Antwor t auf die anglo-französisch e 
Demarch e — unterrichtet , die die Regierun g hab e fällen müssen . 

Die Regierun g fühle sich dem Parlamen t verantwortlich 72; aus diesem 
Grund e hab e sie sich sofort nach der gestrigen Frühsitzun g des Minister -
rat s dem „Ausschu ß der in der Regierun g vertretene n Parteien " gestellt 
un d ihm Berich t erstattet . 

Diese r Ausschuß (Zwanzigerausschuß) , den wir ohn e jede Einschrän -
kun g als autoritativ e Körperschaf t der parlamentarische n Mehrhei t an-
sehen können , ha t den Berich t der Regierun g sowie ihre Erklärung , nun -
meh r zurücktrete n zu wollen, entgegengenommen . 

De r „Zwanzigerausschuß " ha t erklärt , daß er gegen die letzt e große Ent -
scheidun g der Regierun g nicht s einzuwende n hab e un d ihre n Rücktrit t 
nich t wünsche . Als parlamentarisc h verantwortlich e Regierun g müßte n 
wir jedoch hierau s die Folgerunge n ziehen . Wäre die sofortige Einbe -
rufun g des Parlament s möglich un d würde dieses im gleichen Sinn wie der 
„Zwanzigerausschuß " entscheiden , so entfiele ein Rücktrit t der Regierung ; 
andernfall s wäre er erforderlich . Da die Einberufun g des Parlament s von 
eine m Tag auf den andere n nich t möglich sei, hab e die Regierun g den 
Rücktrit t beschlossen , da es eine unfruchtbar e Aufgabe sei, eine parla -
mentarisc h ungedeckt e Verantwortun g zu tragen . Da wir nich t wissen, 

Dazu heißt es im Aufruf der Regierun g vom 21. September : „. . . Die Regierun g 
ist der Ansicht, daß die Nationalversammlun g nach ihrem Zusammentrete n und 
der Erörterun g der unvermeidliche n Folgen ihrer (d. h. der Regierungs-)Ent -
scheidun g ihre Zustimmun g erteilen wird . . . " — vollst. Wortlau t vgl. Ripka 
a. a. O. S. 105 f. 
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wann die Einberufun g des Parlament s möglich sei, hab e die Regierun g 
auf ihre m Rücktrit t bestanden , den der Präsiden t der Republi k angenom -
men habe . 

Ander e Gründ e hab e der Regierungsrücktrit t nicht . 
De r Ministe r für Rechtsvereinheitlichun g fügte hinzu , daß der Rücktrit t 

auch deshal b erforderlic h gewesen sei, da die Regierun g gezwungen ge-
wesen sei, sich im Name n des Staat s gegen die Verfassung zu engagieren . 

De r Vorsitzend e der Regierun g teilt e mit , daß er im Hinblic k darauf , 
daß das Parlamen t nich t versammel t sei un d die Regierun g dahe r nich t 
tagtäglich unterstütze n könne , den Rücktrit t der Regierun g vorschlage, 
dami t der Präsiden t der Republi k eine aus Beamte n un d teilweise aus mi-
litärische n Persönlichkeite n zusammengesetzt e Regierun g — wobei es 
sich durchwe g um Persönlichkeite n von großem Gewich t un d großen Er-
fahrunge n in der Staatsverwaltun g handl e — ernenne n könne . (...  aby 
president republiky jmenoval...) 

Da nich t sicher sei, ob es zum Kriege komme n werde ode r nicht , hab e 
man zum Vorsitzende n der Regierun g Genera l Syrový vorgeschlagen . 

Fü r das zweitwichtigste Ressor t — Innere s un d Sicherhei t —, sei Lan-
despräsiden t Čern ý in Vorschlag gebrach t worden , für die übrigen Res-
sorts hervorragend e Beamt e sowie der Präsiden t des Oberste n Gerichts -
hofs Dr . Fajnor . 

Außer diesen Ressortminister n würde n einige Regierungsmitgliede r 
ohn e Portefeuill e ernann t werden , wie Ing . Vavrečka, Dr . Kalfus, Dr . 
Krofta , Dr . Zenkl , Dr . Bukovský un d es sei auch nich t ausgeschlossen , 
daß noc h ein weitere s Mitglie d bzw. weitere Mitgliede r ernann t werden 
würden , falls die Ludová stran a in der Regierun g vertrete n sein wolle. 

Die neu e nich t aus Politiker n bestehend e Regierun g bedürfe des po-
litischen Hintergrunds ; die Mitgliede r des bisherigen politische n Kabi-
nett s hätte n sich dahe r dahi n geeinigt, den Kontak t zwischen der Regie-
run g un d der politische n Öffentlichkei t zu gewährleisten . Mitglie d dieser 
politische n Körperschaf t würde n u. a. der bisherige Ministerpräsiden t 
un d Ministe r Dr . Dere r sein; falls es zu eine r Einigun g mit der Ludová 
stran a komme n sollte, würde auch sie dor t vertrete n sein. 

De r Vorsitzend e der Regierun g drück t den Wunsch aus, daß die Regie-
rungskrisis im Staatslebe n kein e Analogie erhalte n werde. Nöti g sei, 
ein gutes Beispiel zu geben un d auf der Wach t für die Republi k zu blei-
ben . 

De r Vorsitzend e der Regierun g ersuch t um Billigung aller, dem Präsi -
dente n der Republi k erstattete n Vorschläge. Kein Widerspruch . 

De r Stellvertretend e Regierungsvorsitzend e . . . drück t die zuversicht -
liche Hoffnun g aus, daß wir auch diese tragisch e Krisis — ob mit , ob ohn e 
Krieg — überstehe n werden , obwoh l eine tausendjährig e Staatsgrenz e 
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verloren gehe. Ma n werde dan n auch Möglichkeite n finden , dem Staa t 
eine bessere Zukunf t zu sichern , als es die augenblicklich e schrecklich e 
Lage sei; das höchst e Geset z müsse das Woh l des Vaterlande s sein. 

De r Regierungsvorsitzend e teilt e darau f die Zusammensetzun g der 
neue n Regierun g mit un d schloß die Sitzun g um 8.30 Uh r abends . 

Sitzun g vom 23. September . 
Gegenwärtig : Vorsitzende r der Regierun g un d Verteidigungsministe r 

Syrový, Ministe r des Äußeren Dr . Krofta , des Inner n Černý , der Finan -
zen Dr . Kalfus, für Schulwesen Subrt , für Justi z Dr . Fajnor , für Hande l Dr . 
Janáček , für Eisenbah n Dr . Kamenický , für öffentlich e Arbeiten Ing . 
Nosál , für Landwirtschaf t Ing . Reich , für soziale Fürsorg e Dr . Horák , für 
Gesundheitswese n Dr . Mentl , für Postwese n Dr . Dunovský , für Rechts -
vereinheitlichun g Dr . Fric , die Ministe r Ing . Vavrečka, Dr . Bukovský, 
Dr . Zenkl . 

De r Vorsitzend e der Regierun g eröffnet die Sitzun g um 9 Uh r abend s 
un d erstatte t zusamme n mit dem Außenministe r Berich t über die Be-
ratun g beim Präsidente n der Republik , an der sich auße r dem Vorsitzen -
den der Regierun g un d den Minister n für Inneres , Äußere s un d Finanzen , 
den Minister n Dr . Bukovský un d Dr . Zenk l die Vorsitzende n un d Ver-
trete r der in der Regierun g vertretene n Parteie n beteiligt haben . 

Auf dieser Beratun g wurde nac h den Berichte n des Regierungsvorsit -
zende n un d des Außenminister s festgestellt, daß der englische Minister -
präsiden t Kanzle r Hitle r wegen dessen unerfüllbare r Forderunge n un -
verrichtete r Ding e verlassen hab e un d daß die französisch e un d die eng-
lische Regierun g der tschechoslowakische n Regierun g am 23. 9. um 
5.00 Uh r nachmittag s mitgeteil t hätten , daß sie zwar bisher von der Mobi -
lisation ode r ähnliche n Maßnahme n ständi g abgerate n hätten , es aber an-
gesichts der gegebenen Lage der tschechoslowakische n Regierun g über -
lassen müßten , hierübe r selbst zu entscheiden , jedoch empfehlen , dabe i 
möglichs t diskret vorzugehen . 

Nac h eingehende r Erwägun g sei ma n in der Beratun g beim Präsidente n 
der Republi k dazu gelangt, daß die einzige, wenn auch schwach e Hoff-
nun g auf Aufrechterhaltun g des Frieden s gerade in militärische n Maß -
nahme n liege un d daß die Mobilisatio n für die Sicherhei t der Tschecho -
slowakei erforderlic h sei. 

De r Ministe r für öffentlich e Arbeiten beton t die Unerläßlichkei t der 
Mobilisatio n un d sprich t die Hoffnun g aus, daß wir dem Stoß (von außen ) 
widerstehe n werden . 

De r Außenministe r (führ t aus, daß) sich die Lage gerade zufolge der 
letzte n Maßrege l der abgetretene n Regierung , die in der damalige n Lage 
nich t hätt e ander s handel n können , gewandel t habe . 

348 



Ma n dürfe jetzt nich t schwanken . Alle, an der Beratun g beim Präsiden -
ten der Republi k Beteiligten seien gleicher Ansicht gewesen. 

De r Vorsitzend e der Regierun g empfiehl t die Mobilisatio n als einzig 
richtige un d möglich e Maßregel . 

Auf die Frag e des Justizministers , ob man sich sofort entscheide n 
müsse, antworte t der Vorsitzend e der Regierun g bejahend . 

De r Außenministe r beton t erneut , daß man in der beim Präsidente n 
der Republi k gepflogenen Beratun g schließlich zu völliger Einmütigkei t 
über die Unvermeidlichkei t der Mobilisatio n gelangt sei. 

(Die Mobilisatio n sowie ein Bankenmoratoriu m werden beschlossen) . 
Schluß der Sitzun g um 9.45 Uh r abends . 

Sitzun g vom 26. September . 
Gegenwärtig : Regierungsvorsitzende r un d Verteidigungsministe r 

Syrový, Ministe r des Äußeren Dr . Krofta , des Innere n Černý , der Finan -
zen Dr . Kalfus, für Schulwesen Šubrt , für Justi z Dr . Fajnor , für Hande l Dr . 
Janáček , für Eisenbah n Dr . Kamenický , für öffentlich e Arbeiten Ing. 
Nosál , für Landwirtschaf t Ing . Reich , für soziale Fürsorg e Dr . Horák , für 
Gesundheitswese n Dr . Mentl , für Postwese n Dr . Dunovský , für Rechts -
vereinheitlichun g Dr . Fri c sowie die Ministe r Ing . Vavrečka, Dr . Bukovs-
ký, Dr . Zenkl , Dr . Karvaš un d Černák . 

De r Vorsitzend e der Regierun g eröffnet die Sitzun g um 10.30 Uh r 
abend s un d erklärt , daß einige dringend e neu e Nachrichte n sowie die 
Erörterun g der außenpolitische n Lage den Beratungsgegenstan d bilden . 

Außenpolitisch e Lage: 
De r Ministe r des Äußeren gibt eine n kurze n Überblic k über unse r Ver-

hältni s zu Deutschlan d seit dem Umstur z (im Jah r 1918).. . 

Am 20. Ma i (1938) erhielte n wir vertraulich e Bericht e über militärisch e 
Bewegungen an unsere n Grenze n in Deutschland , die Hitle r in seiner 
heutige n Red e zum zweiten Ma l abgeleugne t h a t 7 2 a . . . . 

Nac h den anglofranzösische n Verhandlunge n ergab sich ein gemein -
samer Vorschlag, den wir unte r Druc k beide r Großmächt e annehme n 
mußten . Nunmeh r ha t Hitle r jedoch ein Memorandu m geschickt , von dem 
zwar gesagt wird, daß es mit den anglofranzösische n Vorschlägen über -
einstimme , in Wirklichkei t jedoch weitere , ganz ander e Forderunge n 
enthalte . 

72a vgl. o. S. 317 f. (Niederschrif t über die Regierungssitzun g am 20. Mai 1938). Krofta 
hat sich damals zur Frage, ob deutscherseit s militärisch e Maßregel n ergriffen 
worden seien, dezidierte r geäußert . 
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De r Außenministe r erklär t (weiter) , daß die anglofranzösische n Vor-
schläge von der Tschechoslowake i mit bestimmte n Einschränkunge n an-
genomme n worden seien; nunmeh r sprech e Hitle r nich t nu r von keine r 
Einschränkun g mehr , sonder n verlange die Durchführun g zum 1. Oktobe r 
un d erheb e noc h weitere Forderungen . 

. . . De r Regierungsvorsitzend e teilt mit , daß er bei seinen Inspektions -
reisen die Stimmun g des Heere s nich t nu r bei Tscheche n un d Slowaken , 
sonder n teilweise auch bei den Deutsche n einzigarti g gut (jedinečně 
dobrý) befunde n habe . 

De r Handelsministe r erklärt , daß wir angesicht s der Empfehlun g seiten s 
unsere r Verbündeten , weiterzuverhandeln , dies nich t ablehne n könnten ; 
es sei jedoch erforderlich , die Unterschied e zwischen dem von un s an-
genommene n anglofranzösische n Vorschlag un d dem Memorandu m Hit -
lers klar herauszustellen . 

Ministe r Černá k erklärt , es gebe in der Slowakei zwar keine n Wider-
stand , aber auch keinerle i Kampfstimmung . De r Regierun g müsse dara n 
liegen, daß die Bevölkerun g auch zu den größte n Opfern berei t sei; es 
sei deshal b nötig , die 2V2 Millione n Slowaken zufriedenzustellen , die ihr 
Schicksa l mit diesem Staa t zu verbinde n berei t seien, wenn man ihne n ihr 
Dasei n gewährleiste . Die dazu nötige n Änderunge n müßte n augenblicklic h 
durchgeführ t werden un d wenigsten s den Grundforderunge n des slowaki-
schen Nationalismu s entsproche n werden , durc h den bei den Slowaken 
die Liebe zu diesem Staa t gehe. 

Er schlägt vor, daß sich Regierun g un d Präsiden t der Republi k morge n 
entschlössen , den slowakischen Grundforderunge n zu entspreche n un d 
die Führun g der Slowakei Persönlichkeite n zu übergeben , die diese — 
was auch die Abgeordnete n andere r Parteie n als der Ludová stran a an-
erkennte n — wirklich zu vertrete n in der Lage seien. 

De r Regierungsvorsitzend e bestreite t die Dringlichkei t der Angelegen-
hei t nicht , jedoch sei die Zei t kritisch un d dränge . Es sei unmöglich , bis 
zum Morge n über die slowakischen Forderunge n zu entscheiden , steh e 
doch das Dasei n des Staate s noc h zwei bis dre i Tage lang auf dem Spiel. 
Ministe r Černá k weist darau f hin , daß ma n Deutschlan d durc h ein Über -
einkomme n mit den Slowaken eine wichtige Propagandawaff e aus der 
Han d winden würde . De r Regierungsvorsitzend e bemerk t dazu , daß eine 
Propaganda , die in der Wahl ihre r Mitte l nich t wählerisch sei, alles ver-
drehe n könn e un d betont , daß sich der Aufmarsch des Heere s in der 
Slowakei tadello s vollzogen habe . 

Ministe r Karvaš stimm t mit Ministe r Černá k grundsätzlic h überei n un d 
verlangt , daß den beiden neuernannte n slowakischen Minister n am 
27. Septembe r d. Js. ein Gespräc h mit dem Präsidente n der Republi k er-
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möglich t werde, um ihn zu ersuchen , augenblicklic h Verbindun g mit der 
Ludová stran a aufzunehmen . Die s liege angesicht s der Läge im Staats -
interesse ; auch sei sicher eine Erklärun g aller politische n Parteie n in der 
Slowakei erforderlich , um der Kampfbegeisterun g die recht e Grundlag e 
zu verschaffen. Die Ludová stran a sei die einzige rein slowakische politi -
sche Partei , währen d die andere n Parteie n lediglich slowakische Abtei-
lungen der tschechoslowakische n Parteie n seien; deshal b sei eine Er-
klärun g der Ludová stran a vonnöten , daß sie diesen Staa t erhalte n wolle. 

De r Justizministe r unterstütz t die Anträge der Ministe r Černá k un d 
Karvaš un d verlangt , daß die Vorsprach e beim Präsidente n der Repu -
blik am 27. Septembe r 1938 unte r allen Umstände n möglich gemach t wird. 

De r Regierungsvorsitzend e verspricht , (dem Präsidenten ) dieses Ge -
spräch zu empfehle n un d mach t erneu t darau f aufmerksam , daß der 
1. Oktobe r 1938 eine n Schlußtermi n in der Lebensfrage für diesen Staa t 
darstelle . 

Schluß der Sitzun g um 1.15 Uh r nachts . 

Sitzun g vom 27. September . 
Gegenwärtig : Präsiden t der Republi k Dr . Beneš, Regierungsvorsitzen -

der un d Verteidigungsministe r Syrový, Ministe r des Äußeren Dr . Krofta , 
des Innere n Černý , der Finanze n Dr . Kalfus, für Schulwesen Šubrt , für 
Justi z Dr . Fajnor , für Hande l Dr . Janáček , für Eisenbah n Dr . Kamenický , 
für öffentlich e Arbeiten Ing. Nosál , für Landwirtschaf t Ing . Reich , für 
soziale Fürsorg e Ing . Horák , für Gesundheitswese n Dr . Mentl , für Post -
wesen Dr . Dunovský , für Rechtsvereinheitlichun g Dr . Fri c sowie die Mini -
ster Ing . Vavrečka, Dr . Bukovský, Dr . Zenkl , Dr . Karvaš. 

Vertrete r der Koalitionsparteien : Dr . Hodža , Beran , Dr . Černý , Hampl , 
Bechyně , Dr . Derer , Dr . Franke , Dr . Šrámek , Ježek un d Dr . Hodáč . 

De r Präsiden t der Republi k eröffnet die Sitzun g um 9.30 Uh r abend s 
un d begrüß t die Anwesenden . 

De r Präsiden t der Republi k teilt mit , daß die deutsch e Mobilisatio n nac h 
militärische n Informatione n für den 28. Septembe r 2.00 nachmittag s vor-
gesehen sei. 

Präsiden t Hamp l fügt bei, daß . . . ma n das Volk durc h den Rundfun k 
auf die Wendun g der Ding e vorbereite n müsse. 

Dr . Frank e empfiehl t hierbe i große Vorsicht . 
De r Präsiden t der Republi k räum t lediglich die Möglichkei t ein, anzu -

deuten , daß die Lage um vieles ernste r sei (als bisher) . . . 

Präsiden t Dr . Šráme k beton t die Notwendigkeit , dafür zu sorgen, daß 
in der kurzen , noc h verbleibende n Fris t nicht s geschehe , was als Angriffs-
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Provokatio n ausgelegt werden könne . Die s gelte sowohl für den militäri -
schen wie den zivilen Bereich . 

De r Präsiden t der Republi k betont , daß die Vorsicht unsere s Vorgehen s 
sich geschichtlic h erweisen werde ; wir hätte n durc h Englan d mit Berlin 
gesprochen , das ein informierte r Zeug e unsere s Vorgehen s sei. Dari n 
liege auch die Bedeutun g der Runciman-Mission . De r englische Gesandt e 
hab e unumwunde n anerkannt , daß er unse r Vorgehen seit sechs Monate n 
genau verfolgt hab e un d daß unse r Gewissen rein sei. 

Würde n wir morge n überfallen , so sei die Fron t rekonstruiert . 
De r polnisch e Präsiden t hab e heut e seine Verhandlungsbereitschaf t 

mitteile n lassen, wovon Englan d un d Frankreic h verständig t worden 
seien. Sollte im Lauf der Verhandlunge n von polnische r Seite etwas ge-
schehen , so würde Pole n England , Frankreic h un d vor allem Rußlan d 
gegen sich haben . 

Sei Deutschlan d bereit , über die gestrige Propositio n der Modalitäte n 
des anglofranzösische n Plan s zu verhandeln , nehme n wir an ; komm e es 
zum Krieg, so sei die Fron t auf Grun d übermenschliche n Bemühen s rekon -
struier t un d wir könnte n der weitere n Entwicklun g zuversichtlic h ent -
gegensehen . 

Dr . Hoda č erklär t sich vom Ausmaß der Zugeständniss e beunruhigt . 
Komm e es zum Krieg, so sei das die Fortsetzun g des Weltkriegs, wie 
Svehla zu sagen pflegte. . . . 

Ma n müsse dem Volk nu r sagen, daß Zuch t un d Einigkei t dringen d ge-
bote n sei — dan n würde n wir aus diesem Krieg genau so herauskomme n 
wie aus dem Weltkrieg. 

Präsiden t Hamp l stimm t eine r begrenzte n Unterrichtun g der Öffentlich -
keit zu un d empfiehl t zu sagen, daß die Lage noc h imme r ungewöhnlic h 
erns t sei. In dieser Hinsich t sei der Presse un d den andere n Äußerunge n 
eine einheitlich e Richtun g zu verleihen . 

De r Präsiden t der Republi k bemerkt , daß Nachrichten , wonac h morge n 
in Deutschlan d mobilisier t werde, konfiszier t werden müßten . 

Die Sitzun g wird um 22.30 Uh r geschlossen . 

Sitzun g vom 28. September . 
Gegenwärtig : Präsiden t der Republi k Dr . Beneš, Regierungsvorsitzen -

der un d Verteidigungsministe r Syrový, Ministe r des Äußeren Dr . Krofta , 
der Finanze n Dr . Kalfus, des Innere n Černý , für Schulwesen Šubrt , für 
Justi z Dr . Fajnor , für Hande l Dr . Janáček , für Eisenbah n Dr . Kamenický , 
für öffentlich e Arbeiten Ing . Nosál , für Landwirtschaf t Ing . Reich , für 
soziale Fürsorg e Dr . Horák , für Gesundheitswese n Dr . Mentl , für Post -
wesen Dr . Dunovský , für Rechtsvereinheitlichun g Dr . Fric , die Ministe r 
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Ing. Vavrečka, Dr . Bukovský, Dr . Zenkl , Dr . Karvaš sowie die Vertrete r 
der politische n Parteie n Beran , Dr . Černý , Dr . Hodža , Bechyně , Hampl , 
Dr . Franke , Dr . Šrámek , Dr . Derer , Dr . Hodáč , Ježek un d Mlčoch . 

De r Präsiden t der Republi k eröffnet die Sitzun g um 4.30 Uh r nachmit -
tags un d teilt mit , daß sich die Lage seit gestern wesentlich geänder t habe , 
so daß eine neu e Beratun g erforderlic h sei. 

De r Präsiden t der Republi k erkenn t an , daß der neu e britisch e Plan zur 
Durchführun g (des ursprüngliche n Vorschlags auf Abtretun g der sudeten -
deutsche n Gebiete ) Schwierigkeite n mit sich bringe , mach t jedoch darau f 
aufmerksam , daß die einzige Alternativ e dazu die Invasio n sei un d die 
Tschechoslowake i auch im Fal l eine s Weltkonflikt s nich t in ihre n heutige n 
Grenze n restituier t werden könne . 

De r Außenministe r bemerkt , . . . daß wir (den neue n englischen Plan ) 
nich t ablehnen , sonder n lediglich erkläre n könnten , daß einige Bestim-
munge n annehmba r seien, bei andere n Bestimmunge n — insbesonder e 
bei solchen , die gefährlich seien — Vorbehalt e gemach t werden müßten . 
Ministe r Ing . Vavrečka bemerkt , daß Englan d nich t zwischen zwei Par -
teien vermittle , sonder n eine eigene Regelun g in seiner Eigenschaf t als 
Arbiter vorlege, ohn e die Beteiligten zu hören . 

De r Ministe r für Gesundheitswese n mach t darau f aufmerksam , daß . . . 
eine gerech t durchgeführt e Volksabstimmun g eine lange (Vorbereitungs) -
Zei t erforder n würde un d nich t vom Stan d des 28. Oktobe r 1918 ausgehe n 
dürfe, da andernfall s (sie) Hunderttausend e von Persone n aus Deutsch -
land dorthi n einströme n könnten . 

De r Präsiden t der Republi k teilt mit , daß der Gesandt e Osuský emp -
fehle, sich nich t verblüffen zu lassen un d an der bereit s vereinbarte n 
Rechtsgrundlag e festzuhalte n . . . 

Ma n müsse sich vergegenwärtigen , daß die Gefah r eine s Weltkriegs 
gegeben un d dahe r erforderlic h sei, Ruh e zu bewahre n un d an der Rechts -
grundlag e festzuhalten . 

Er selbst empfiehl t die integral e Durchführun g des britisch-französi -
schen Plan s un d seiner Garantie , die Ablehnun g eine r Volksabstimmun g 
auf tschechische m Gebie t un d die Festsetzun g der Grenze n vor der 
Evakuierun g durc h eine n internationale n Ausschuß, um den Rest des 
Staate s nich t völlig unte r deutsche n Einfluß komme n zu lassen. Die For -
derunge n des Hitlersche n Memorandum s gehen noc h über dasjenige hin -
aus, was die deutschösterreichisch e Regierun g 1918 offiziell geforder t 
habe , als sie auf die sudetendeutsche n Gebiet e Anspruc h erhobe n habe . 

De r Außenministe r bemerkt , daß ma n einwende n könne , daß Österreic h 
damal s nich t nazistisch gewesen sei. 
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De r Präsiden t der Republi k teilt mit , er beabsichtig e vorzuschlagen , 
daß Streitfrage n hinsichtlic h der Grenzziehung , über die sich der Aus-
schuß nich t einigen könne , dem Präsidente n Roosevel t zur Entscheidun g 
vorgelegt würden . 

Ministe r Dr . Zenk l häl t dara n fest, daß jegliche Gebietsabtretun g vor 
allem depressiv auf die Öffentlichkei t wirken werde, die verlange, daß 
sie gehör t un d das Parlamen t zur Entscheidun g sofort einberufe n werde. 

De r Präsiden t der Republi k betont , daß un s lediglich eine 24-stündig e 
Fris t eingeräum t sei un d daß bei Verhandlunge n unte r übermäßige m 
Druc k un d angesicht s eine r drohende n internationale n Katastroph e er-
forderlic h sei, trot z der an sich klaren verfassungsrechtliche n Lage die 
Verantwortun g zu übernehmen , dami t es nich t zur Invasio n durc h eine 
fremde Armee komm e un d das Parlamen t gezwungen sei, über fertige 
Tatsache n zu verhandeln . 

Organ e un d Persönlichkeite n müßte n jetzt die politisch e Verantwor -
tun g übernehme n und , wenn das Parlamen t nich t zustimme , zurücktreten . 

Bringe man die Angelegenhei t jetzt vors Parlament , würde ein schreck-
liches Chao s entstehen . 

De r Stellvertretend e Ministerpräsiden t Bechyn ě möcht e lediglich an 
un d für sich bemerken , daß sich Kriege un d Revolutione n nich t nach 
Rechtsvorschriften , sonder n nach eigenen Gesetze n richten . Wir habe n in 
der Republi k eine Kriegspartei , die den Krieg deshal b wolle, weil Ruß-
land ihn vielleicht wolle. Diese Parte i würde im Parlamen t in eine r Weise 
vorgehen , daß das Gegentei l eine s einigen Willens entstünde . 

Jetz t sei es an der Zeit , daß Parteie n un d Einzelpersönlichkeite n die 
gesamte Verantwortun g übernähmen ; möglicherweis e sei die Einberufun g 
eine s breite n Koalitionsausschusse s angezeigt . Was ma n jedoch nich t ge-
statte n dürfe , sei das Halte n von Brandrede n im Parlament . Ein e Kriegs-
parte i sei nu r dan n von Nutzen , wenn Krieg sei. 

Er sprech e sich dahe r gegen die Einberufun g des Parlament s aus. 

De r Außenministe r stellt fest, daß ma n die Vorschläge des Präsidente n 
der Republi k un d nac h Möglichkei t auch die andere n Anregunge n in die 
Antwor t aufnehme n werde. 

De r Präsiden t der Republi k berichte t sodan n über die Verhandlunge n 
mit Polen , die sich anfangs sehr freundschaftlic h vollzogen hätten ; nun -
meh r aber machte n sich Forderungen , Termine , Drohunge n un d Date n 
bemerkbar , die abzulehne n seien. 

Schluß der Sitzun g um 7 Uh r abends . 
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Sitzung vom 30. September. 
Gegenwärtig: Der Vorsitzende der Regierung und alle Regierungsmit-

glieder. 
Der Vorsitzende der Regierung eröffnet die Sitzung um 9.45 Uhr vor-

mittags73 mit der Nachricht vom Übereinkommen der vier Großmächte in 
München, wodurch uns — wie ein Ausspruch von gewisser Seite laute — 
die Wahl zwischen Ermordung und Selbstmord gelassen werde. Nach 
Schluß dieser Sitzung werde die Regierung sich zum Präsidenten der 
Republik begeben. 

Der Außenminister erklärt, sein heutiger Bericht sei die schrecklichste 
Pflicht seines Lebens. Die schlimmsten Erwartungen seien übertroffen 
worden; die Großmächte hätten sich unter deutschem Diktat ohne uns 
geeinigt. 

Theoretisch sei die Ablehnung des Münchner Abkommens möglich; 
dann werde der deutsche Einfall und sodann ein Krieg folgen, in dem nie-
mand mit uns sei, sowie ein Angriff Polens. Es sei zweifelhaft, ob die 
Sowjets uns in dieser Lage würden helfen wollen und ob ihre Hilfe nützen 
könne. Andererseits sei möglich, das Münchner Abkommen anzunehmen 
und durch Verhandlungen innerhalb der Kommission vielleicht das 
Schlimmste abwenden und die Gewährleistung der Grenzen erreichen zu 
können, die (deutscherseits) zunächst nicht überschritten werden würden. 
Alsdann habe man die polnische und ungarische Frage zu lösen, worauf 
auch Italien und Deutschland der Garantie Englands und Frankreichs für 
unsere neuen Grenzen beitreten würden. 

Minister Dr. Zenkl erklärt, es sei ungeheuer schmerzlich, daß das 
Kabinett selbst über diese Angelegenheit heute zum ersten Mal ver-
handle. Man habe den Selbstbestimmungsgrundsatz mißbraucht. Das Volk 
hätte den Gedanken eines auf den tschechischen und slowakischen Boden 
beschränkten Staates begriffen, wenn man darauf hingearbeitet hätte. 
Man hätte dem Volk die Wahrheit sagen und nach dem Rücktritt der Re-
gierung Hodža ein Kabinett auf breiter allnationaler Grundlage bilden 
müssen, wie es die zurücktretende Regierung Hodža versprochen und er 
selbst, Zenkl, es zum Ausdruck gebracht habe. Der Fehler sei gewesen, 
daß man das Volk über die sowjetische Hilfe unrichtig unterrichtet habe 
und die Zeitungen noch immer unzutreffend schreiben könnten, daß wir 
nichts zu fürchten hätten. Es sei vor allem nötig, das sachverständige 
Urteil der Vertreter der Armee zu hören. Dieses Kabinett könne der 
Münchner Vereinbarung unter keinen Umständen beitreten; die verant-
wortlichen Faktoren müßten öffentlich die Verantwortung übernehmen. 
Der Ministerrat sei vielleicht im Falle der Waffenstreckung nach einem 
verlorenen Krieg zuständig. Auch der Siebenerausschuß sei keine ver-
antwortliche Stelle, sondern ausschließlich das Parlament, sein Präsidium 

73 Gleichzeitig fand eine Sitzung der Mitglieder des „bisherigen politischen Kabi-
netts" unter Vorsitz des Staatspräsidenten Beneš statt — vgl. Ripka a. a. O. S. 230. 
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un d seine Ausschüsse. Die Regierun g sei durc h eine allnational e Regie-
run g auf breiteste r Grundlag e zu ersetzen ; das Vertraue n des Volkes 
dürfe durc h ein zwieschlächtige s Vorgehen nich t erschütter t werden . 

De r Ministe r des Äußeren weist auf die Notwendigkei t eine r sofortigen 
Entscheidun g hin ; es sei dahe r unmöglich , das Parlamen t zeitig genug 
einzuberufen . Es gehe um Annahm e ode r Ablehnung . 

Ministe r Dr . Karvaš erklärt , daß . . . für den Fall , als die Annahm e des 
Münchne r Abkommen s durc h die politische n Faktore n erfolgen solle un d 
wenn das Parlamen t nich t einberufe n werden könne , die Vorsitzende n 
un d Vertrete r aller Parteien , nich t nu r der Koalitionsparteie n diese Fak -
tore n sein un d das Dokument , in dem ihre Verantwortlichkei t festgelegt 
werde, unterzeichne n müßten . Da s Volk betracht e die augenblicklich e 
Regierun g nich t als verantwortlich , den n sie hab e ihm eine ander e Rege-
lun g versprochen . Heut e gehe es um die Bildun g eine s Nationalstaat s 
für Tscheche n un d Slowaken ; hiera n müßte n sich alle tschechische n un d 
slowakischen Parteie n beteiligen . 

De r Justizministe r betont , daß diejenigen die Verantwortun g für die 
Entscheidun g übernehme n müßten , die gemäß der Verfassung das Ver-
traue n des Volkes genießen . 

In seiner Eigenschaf t als stellvertretende r Regierungsvorsitzende r 
stellt der Innenminister , der nach dem Weggang des Ministerpräsidente n 
die Leitun g der Sitzun g übernomme n hat , fest, daß unse r Bevollmächtig -
te r heut e 5.00 Uh r nachmittag s in Berlin eintreffe n müsse un d daß ma n die 
Zei t nich t mit — wenn auch begreiflichen — Diskussione n verschwende n 
dürfe . Er verlangt , daß ma n rasch zum Schluß komme . 

Ministe r Ing. Vavrečka verliest den Entwur f eine r Erklärung , in den 
auf Antra g des Justizminister s ein Dan k an die Armee aufgenomme n 
wird, der ma n das verdanke , was sich noc h hab e rette n lassen. 

Hierau f wird die Sitzun g geschlossen, da sich die Regierungsmitglie -
der zum Präsidente n der Republi k begeben . 

Schluß der Sitzun g um 11.30 Uh r vormittags . 

Gegenwärtig : De r Präsiden t der Republi k Dr . Edvar d Beneš, der Vor-
sitzend e un d alle Mitgliede r der Regierun g auße r Ministe r Zenkl . Weiter -
hin ist der Oberbefehlshabe r der Armee , Genera l Krejči , anwesend . 

De r Präsiden t der Republi k eröffnet die Sitzun g um 11.45 Uh r vor-
mittag s un d teil t mit , daß er in der Nach t zum heutige n Tag die Vertrete r 
der politische n Parteie n hab e rufen lassen un d auf der Grundlag e eine r 
militärische n Lagebeurteilun g durc h das Oberkommand o der Armee 7 4 

Möglicherweis e handel t es sich um die Besprechun g „am 29. oder 30. September" , 
von der Beran berichte t — s. o. Er gibt dort auch eine, angeblich vom Stellver-
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erwogen habe , wie sich die Lage für den Fal l des Krieges bzw. der An-
nahm e des Münchne r Ultimatum s darstelle . Die Entscheidun g sei fürch-
terlich , jedoch für un s nich t unehrenhaft , den n wir unterläge n dem Über -
gewicht von Kräften , die noch gestern darau f bestande n hätten , daß wir 
Pole n entgegenkomme n un d un s noc h vor ein paa r Tagen erklärten , 
daß wir mobilisiere n könnten . De r Präsiden t könn e nicht s andere s tun als 
die Annahm e des Ultimatum s vorschlagen . Bei Nichtannahm e würden wir 
zwar eine n ehrenhafte n Krieg führen , aber unser e Selbständigkei t ver-
lieren un d das Volk würde ausgerotte t (vyvražděn ) werden . Die Ver-
trete r der politische n Parteie n sähen die Sache genau so. Sollte sich das 
Kabinet t dem anschließen , so komm e darin der Standpunk t der Gesamt -
regierun g zum Ausdruck . 

De r Vorsitzend e der Regierung , Genera l Syrový, bemerkt , daß in der 
vorigen, heut e vormitta g abgehaltene n Regierungssitzun g nach langem 
Erörterunge n ebenfalls kein andere r Ausweg gefunden worden sei. 

De r Stellvertretend e Regierungsvorsitzend e un d Innenministe r kon -
statiert , daß in der erwähnte n Regierungssitzun g wohl das Gefüh l Aus-
druc k gefunden habe , jedoch schließlich nicht s andere s übrig geblieben 
sei als sich nach dem kühle n Verstan d zu richten . 

Ministe r Dr . Bukovský verlangt , daß in die Antwor t auf das Ultimatu m 
ausdrücklic h der Vorbehal t aufgenomme n werde, daß wir, inde m wir es 
annehmen , der Gewal t weichen . De r Präsiden t der Republi k un d der 
Außenministe r stimme n zu. 

Auf die Frag e des Eisenbahnministers , ob es möglich sein werde, die 
Kommuniste n zurückzuhalten , antworte t der Präsiden t der Republik , daß 
er auf sie einwirke un d fortfahre n werde, auf sie im Gute n einzuwirken , 
wozu auch Maßnahme n gegen den Umstur z gehörten . 

Die slowakischen Parteie n teilte n die Ansicht der andere n politische n 
Parteien . 

tretende n Generalstabsche f Husáre k vorgetragen e militärisch e Lagebeurteilun g 
wieder. Diese lautet e nach Beran s Erinnerun g wie folgt: Dip tschechoslowakisch e 
Armee sei auf den Waffengang mit Deutschlan d un d ggf. mit Ungar n vorbereitet . 
Ma n habe für den Angriffsfall jedoch mit der Hilfe der Verbündete n — Frank -
reichs , der UdSS R un d der Kleine n Entent e — gerechne t un d ferner auch mit der 
polnische n Neutralität . Frankreic h lehn e die Erfüllun g seiner Vertragspflichte n 
ab. Dadurc h hab e die Klein e Entent e praktisc h zu bestehe n aufgehört . Die Sowjet-
unio n werde nich t in den Krieg eintreten . Grenzbefestigunge n bestünde n gegen-
über Deutschlan d un d teilweise gegenübe r Ungarn , nich t jedoch gegen Polen . Die 
mobilisiert e Armee sei zum Kamp f gegen Deutschlan d bereit , jedoch stünde n an 
der polnische n un d ungarische n Grenz e nu r schwach e Kräfte . Im Augenblick des 
Kriegsausbruch s mit Deutschlan d würden die polnische n un d ungarische n Streit -
kräfte einmarschieren . Böhme n un d Mähre n würden unte r diesen Umstände n 
rasch von der Slowakei abgeschnitte n werden . Ma n werde trot z heldenhafte n 
Widerstande s des Heeres , ganz auf sich allein gestellt, die Verteidigun g nich t lange 
zu führen in der Lage sein. Die Aufnahm e des Kampfe s sei also nahez u gleich-
bedeuten d mit Selbstmor d — a. a. O. S. 29. 
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Minister Dr. Karvaš betonte, daß einem innenpolitischen Umsturz mit 
den energischsten Mitteln, und zwar sofort entgegengewirkt werden 
müsse. 

Der Minister für öffentliche Arbeiten erklärt, daß ihm nichts anderes 
übrig bleibe als sich anzupassen, wenn der Oberbefehlshaber erkläre, 
daß jede Verteidigung unmöglich sei. 

Der Präsident der Republik betrachtet diese Erklärungen als Zustim-
mung und appelliert an die Regierung, Staat und Volk mit größter Ener-
gie aus dieser Lage herauszuführen. Die Geschichte werde urteilen. 

Auf die Frage des Ministers Dr. Karvaš nach den Gründen der Ab-
wesenheit des Ministers Dr. Zenkl teilt der Präsident der Republik mit, 
er habe von ihm soeben ein Schreiben erhalten und werde mit ihm so 
rasch als möglich verhandeln. Minister Dr. Karvaš betont die Notwendig-
keit, in der Zusammensetzung der Regierung keine Änderung eintreten 
zu lassen und der Minister für Gesundheitswesen erklärt, es müsse ver-
hindert werden, daß jetzt jemand die bisher solidarische Haltung ver-
lasse und sich in dieser Zeit gegen die Regierung stelle. Er bittet den 
Präsidenten der Republik, das Ergebnis seiner Verhandlungen mit Mini-
ster Dr. Zenkl möglichst noch in der laufenden Regierungssitzung mitzu-
teilen. 

Der Präsident verspricht rasche Behandlung der Angelegenheit, weist 
jedoch auf die Unmöglichkeit sofortiger Erledigung hin, da man gerade 
damit beschäftigt sei, die Antwort auf das Ultimatum aufzusetzen. Sollte 
sich jemand gegen die Solidarität stellen, so könne das sowieso nur 
kurze Zeit dauern und würde schließlich schlecht ausgehen. Im Augen-
blick sei erforderlich, persönliche Fragen wichtigeren Interessen unter-
zuordnen. 

Der Regierungsvorsitzende trägt die Rundfunkerklärung vor, die der 
Presse übergeben werden wird. Schluß der Sitzung um 12.00 Uhr. 

* 
Bei Auswertung dieser Urkunden sei dem Verfasser der Rückgriff auf das 

erlaubt, was er dazu bereits an anderer Stelle75 ausgeführt hat: sie zeigen 
die beherrschende Rechtsstellung zweier Verfassungsfaktoren der Tschecho-
slowakei, von denen der eine der damals geltenden Verfassungsurkunde 
gar nicht bekannt ist, während der andere von ihr ein erheblich geringeres 
Maß an politischer Entscheidungsbefugnis zugeschrieben erhalten hat als 
sein Inhaber im Jahre 1938 unwidersprochen für sich in Anspruch nahm. Ge-
meint sind die verschiedenen politischen Ausschüsse der Regierungsparteien 

,5 Vgl. Die gegenwärtige völkerrechtliche Lage der deutschen Ostgebiete, München 
1958, S. 48; Die staatsrechtliche Entwicklung der Satelliten am Beispiel Polens und 
der Tschechoslowakei, in: Fragen des Staatsrechts im Ostblock, Berlin 1958, S. 33 ff.; 
Die Verfassungsentwicklung der Tschechoslowakei seit 1944/45, a. a. O. S. 297 ff., 
342 ff. 
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— sei es, daß sie die Zuständigkeit der Regierung, sei es, daß sie die Zu-
ständigkeit der Abgeordneten an sich gezogen haben — sowie der Präsident 
der Republik. 

Die vier entscheidenden Maßnahmen der ereignisreichen zehn Tage — 
die Annahme des frankobritischen Ersuchens auf Abtretung der sudeten-
deutschen Gebiete am 21., das Angebot an Polen auf Abtretung des Teschen-
Gebiets am 23., die Mobilmachung am 25. und das Einverständnis zu den 
Münchner Abmachungen am 30. September — sind vom „Politischen Mini-
sterkomitee" bzw. von dem aus den überwiegend gleichen Personen be-
stehenden „Ehemaligen politischen Kabinett" jeweils unter Vorsitz des 
Präsidenten der Republik getroffen und nachträglich von einem parlamen-
tarischen Ausschuß, in dem die führenden Abgeordneten der sechs (sieben), 
die Regierungskoalition bildenden tschechischen Parteien (und der slowaki-
schen Volkspartei) — Bauern („Agrarier"), Sozialdemokraten, National-
sozialisten, Klerikale („Volkspartei"), extreme Rechte („Nationaldemokra-
ten" bzw. „Nationalvereinigung") und Gewerbepartei (Mittelständler) — 
vertreten waren, und der zunächst zwanzig, sodann fünfzig Abgeordnete 
umfaßte, gutgeheißen worden; die Führung der Verhandlungen nach außen 
und innen sowie das Übergewicht der Autorität lag durchweg beim Staats-
präsidenten. Die Besonderheit seiner Stellung tritt in den Protokollen auch 
deutlich hervor; danach hat er sich an den Regierungssitzungen und an den 
Parlamentarierbesprechungen „nicht nur in seiner verfassungsmäßigen 
Eigenschaft, sondern auch als die kraft seiner Kenntnis der Vorgeschichte 
der Friedensverträge und kraft seines seinerzeitigen tätigen Anteils hieran 
besonders berufene Persönlichkeit" beteiligt. 

Man müßte angesichts der Ausschaltung des Parlaments von einer Ver-
fassungswidrigkeit sprechen, wenn dieses — nicht demokratisch anmutende 
— System unter dem Druck der ungewöhnlichen außenpolitischen Ereignisse 
m i t d e m Z i e l der Ausschaltung von Parlament und Regierung n e u ins 
Leben getreten wäre. Das ist jedoch nicht der Fall — vielmehr handelt es 
sich um ein Verfahren, das sich innerhalb des tschechoslowakischen Verfas-
sungslebens seit vielen Jahren — man kann sagen: seit der Staatsgründung 
— eingespielt hatte und insbesondere durch die Rechtsprechung des Wahl-
gerichts über den Mandatsverlust als Strafe für den Bruch der Fraktions-
disziplin legitimiert worden war. Von hier aus war den in einem — der Ver-
fassungsurkunde als juristische Institution unbekannten — formlosen Aus-
schuß vereinten führenden Abgeordneten der jeweils regierenden Koalition 
möglich, die an sich dem parlamentarischen Plenum vorbehaltenen Zuständig-
keiten mit bindender Kraft für jeden Abgeordneten der Regierungskoalition 
auszuüben. Es war richtig und entsprach dieser constitutional Convention — 
um sie so zu nennen —, wenn dieser Ausschuß „ohne jede Einschränkung 
als autoritäre Körperschaft der parlamentarischen Mehrheit"76 bezeichnet 
wurde. Die Führerschaft der tschechischen politischen Parteien konnte mit 
78 Vgl. Prot. d. Sitzung vom 22. September — s. o. 
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Fug davon ausgehen, daß die einvernehmliche Beschlußfassung der Häupter 
derjenigen Parteigruppen, die im Plenum des Parlaments zusammen über 
die verfassungsändernde Mehrheit verfügten — und das war bei den vor-
erwähnten sechs (sieben) Parteien, wenn man, wie aus der politischen Lage 
selbstverständlich, die 55 Stimmen der Sudetendeutschen Partei hinzurech-
nete, bei weitem der Fall77 —, eine parlamentarische Abstimmung rechts-
gültig ersetzen konnte. Im übrigen darf nochmals auf das bereits angeführte 
Schrifttum verwiesen werden78, wo weitere Einzelfragen erörtert sind. 

é 
Als Ergebnis der vorgängigen Untersuchungen kann festgehalten werden: 
1. Die neuen Quellen haben hinsichtlich der tschechoslowakischen Mobil-

machung vom 21. Mai 1938 nicht nur keinen Beweis dafür geliefert, daß diese 
Maßregel zufolge vorheriger gleichartiger deutscher Anordnungen erforder-
lich war, sondern bestärken den Eindruck, daß die tschechoslowakische 
Regierung beabsichtigte, die gleichzeitigen Gemeindewahlen in verfassungs-
widriger Weise zu beeinflussen, soweit die Stimmabgabe in den sudeten-
deutschen Gebieten — auf deren Bewohner sich die Mobilisierung der tsche-
choslowakischen Streitkräfte zufolge der geographischen Lage ihrer Heimat 
an den Staatsgrenzen in erster Linie auswirkte — in Betracht kam. 

2. Staatspräsident Beneš hat den beiden Westmächten die Abtretung von 
sudetendeutschen Gebieten unter dem Eindruck der Begegnung zwischen 
Hitler und Chamberlain in Berchtesgaden unter Umgehung des normalen 
diplomatischen Weges insgeheim anbieten lassen. Was in der anglofranzösi-
schen Note vom 19. September 1938 als diesbezüglicher Vorschlag erscheint, 
stellt sich in Wahrheit als Annahme dieses Angebots dar. Wenn von tsche-
chischer Seite später erklärt worden ist, daß dem tschechoslowakischen Staat 
die Abtretung der sudetendeutschen Gebiete von den beiden Westmächten 
in ultimativer Form aufgezwungen worden sei, so widerspricht das der ge-
schichtlichen Wahrheit. Die Tschechoslowakei ist zu nichts gezwungen wor-
den, was der zur Vertretung des Staats nach außen verfassungsmäßig befugte 
Präsident nicht von sich aus vorher grundsätzlich vorgeschlagen hat. 

3. Der Beweis, daß die Sowjetunion als einziger der tschechoslowakischen 
Verbündeten bereit war, ihre militärischen Hilfsverpflichtungen zu erfüllen, 
ist nicht geliefert worden. Wohl aber gibt es Anzeichen dafür, daß ein 
etwaiges sowjetrussisches militärisches Eingreifen bereits damals dazu be-
nützt worden wäre, um mit gesetzwidriger Zielsetzung und in unrecht-
mäßiger Form auf die inneren Verhältnisse des tschechoslowakischen Staa-
tes Einfluß zu nehmen. 

4. Die staatspolitisch wichtigen Entscheidungen während der September-
krisis sind auf tschechischer Seite in Übereinstimmung mit dem, seit Beginn 
77 Bereits die sieben tschechischen und slowakischen Parteien allein verfügten über 

191 Stimmen, womit das verfassungsändernde Quorum um 11 Stimmen über-
schritten war. 

78 s. o. Anm. 75. 
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der staatlichen Selbständigkeit entwickelten Verfassungssystem getroffen 
worden, wonach die Entscheidungsgewalt des Parlaments und der Regierung 
im Bedarfsfall rechtsverbindlich von Ausschüssen der führenden Abgeord-
neten der Regierungskoalition wahrgenommen werden konnte. Im vor-
liegenden Fall sind die Entschließungen überdies unter bestimmendem Ein-
fluß des Präsidenten der Republik getroffen worden. Die Mehrheit der Be-
teiligten war von der Rechtmäßigkeit dieses Verfahrens mit gutem Grund 
überzeugt. Zweifel hieran sind u. a. in letzter Minute — am Vormittag des 
30. September — von einem einzelnen Minister geäußert und von allen 
übrigen, verfassungsrechtlich und politisch Beteiligten (Präsident der Re-
publik, Regierung — Parteiführer, insbesondere auch der Partei des „unso-
lidarisch handelnden" Ministers) zurückgewiesen worden. 

überschaut man die oben besprochenen Quellen und Ergebnisse im Zu-
sammenhang — wobei nochmals unterstrichen sei, daß eine erschöpfende 
Auswertung des neuen Materials im Rahmen des vorliegenden Berichts 
weder beabsichtigt noch möglich war —, so tritt der, auch vom wohlver-
standenen deutschen Standpunkt tragische Zwiespalt, in dem die damalige 
tschechische Politik befangen war, eindringlich hervor: man hatte sich so 
fest in eine Haltung grundsätzlicher Deutschfeindlichkeit — nicht etwa nur 
in die Gegnerschaft gegen das damals in Deutschland herrschende national-
sozialistische Regime — eingelebt, daß im Augenblick, wo die bitteren 
Früchte dieser mindestens zwanzig Jahre alten, in Wahrheit aber älteren 
menschlichen und geschichtlichen Voreingenommenheit zur Reife kamen, 
nur noch der Rückgriff auf einen Verbündeten übrig blieb, der wahrschein-
lich hilfsunwillig, praktisch jedenfalls unerreichbar war und dessen Hilfe-
leistung überdies im Unterbewußtsein nicht nur der wohlmeinenden, son-
dern auch der nüchtern-klugen Tschechen noch mehr gefürchtet wurde als 
der Zwang, jene bitteren Früchte zu ernten. Diese Furcht war — wie sich 
1944/45 und seit 1948 erwiesen hat — begründet; es war nicht die Furcht 
eines sozial rücksichts- und gewissenlosen, selbstzufrieden-satten Reich-
tums, wie er im Rußland der zaristischen Spätzeit zu finden sein mochte — 
so etwas hat es bei den Tschechen nie gegeben —, sondern der Abscheu 
eines, trotz allerlei franwürdicrer Verfassungseinrichtunnen dennoch in 
freiheitlichen Geistesüberlieferungen erzogenen und mündig gewordenen 
Volkes, das um seine Menschenrechte und um sein nationales Selbstbestim-
mungsrecht fürchtete: um jene Güter, die es selbst besaß, umsichtig und 
verantwortungsbewußt hegte und sich dennoch weigerte, sie mit den nicht-
tschechischen Bürgern „seines" Staates zu teilen. 

Noch im August 1938 hatte Beneš einem amerikanischen Diplomaten er-
klärt, er sei nicht gesonnen, die Sudetendeutschen als „Staatsvolk" anzu-
erkennen, d. h. ihnen qualitativ-kollektive staatsbürgerliche Gleichberech-
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tigung zuzugestehen78 — also das zu gewähren, was der Führer der sudeten-
deutschen Sozialdemokratie, Josef Seliger, bereits im Herbst 1919 als Vor-
bedingung für die nationalitätenrechtliche Konsolidierung des tschecho-
slowakischen Staates gefordert hatte80. Die weitere Tragik war, daß die 
beiden Westmächte sich erst zu einer Zeit hinter diese berechtigte Forderung 
zu stellen begannen, als der deutsche Außenminister nicht mehr Stresemann 
hieß und die Deutschen dadurch — unabsichtlich wohl, doch geschichtlich 
gesehen nicht schuldlos — in der Lehre Treitschkes bestärkten, daß ihnen 
ihr gutes Recht nur kraft der Drohung mit Waffengewalt werden könne. Und 
das Ergebnis? Es war der Stellvertretende sowjetrussische Außenminister, 
der es bereits am 4. Oktober 1938 dem französischen Botschafter gegenüber 
aussprach: „Mein armer Freund, was habt ihr da angestellt? Für uns sehe 
ich nun keine andere Lösung mehr als die vierte Teilung Polens . . ."8l 

79 Vgl. den Geheimbericht des polnischen Botschafters in Berlin vom 11. August 1938 
— s. Dokumente und Materialien aus der Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges, 
Moskau o. J. (1948), Bd. 1 S. 154 ff. (S. 158). 

80 „. . . Wir wollen nicht nur gleichberechtigte Bürger sein, denn das versteht sich 
von selbst. . . Worum es sich handelt, ist. . . das gleiche Recht der Völker . . ." — 
ausführl. Auszug der Rede vom 1. September 1919 bei Rabl, St. Germain . . . 
a. a. O. S. 917. 

81 Coulondre a. a. O. S. 240. 
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